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23. Sitzung vom 9. December. 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, von Pfretzſchner, Her⸗ 
zog und Andere. ne 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung verlangt der Abg. Dr. Bam: 
berger das Wort, um den Conflict, welcher am Schluß der vorigen Sitzung 
zwiſchen ibm und dem Abg. Stumm ausgebrochen iſt, zum Austrag zu 
bringen, was ihm im Verlauf der vorgeſtrigen Verhandlung nicht mög⸗ 
lich war. ; 

* v. Forcenbeck: Nach der Geſchäftsordnung und nach der Praxis 
des Hauſes ſteht die Zulaſſung von Bemerkungen vor oder nach der Tagesordnung 
in der discretionären Gewalt des Präfiventen, um dergleichen Bemerkungen 
möglichſt zu beſchränken. Das Haus wird mir das Zeugniß geben, daß ich 
an dieſem Grundſaßz ſeſtgehalten habe. Ich kann mich in dem vorliegenden 
Falle, ſo ſchwer es mir wird, nicht entſchließen, dem Herrn Abgeordneten 
beute das Wort zu einer Bemerkung vor der Tagesordnung zu geben, weil 
ich die ganze Sachlage nach den ſtenograpbiſchen Berichten, die noch nicht 
vorliegen, prüfen und mir bis dabin die Entſcheidung vorbehalten muß, zu⸗ 
mal ich auch von dem Abgeordneten Stumm gebeten worden bin, ihm das 
Wort vor der Zagesoronung zu ertheilen und ihm erklärt babe, daß ich zur 
Ertheilung des Wortes vor der Tagesordnung keine Veranlaſſung habe. Ich 
würde mich unter dieſen Umitänven für verpflichtet balten, wenn ich das 
Wort vor der Tagesordnung ertheile, es beiden zu ertheilen. Ich behalte 
mir die Eniſcheidung darüber bis dahin vor, daß ich die Sachlage nach den 
ſtenograppiſchen Berichten in ihrem vollen Umfange geprüft habe. 

Damit iſt dieſer Gegenſtand für heute erledigt und das Haug tritt in 
feine Tagesordnung ein, zunachſt in die erſte und zweite Beratdung des 
von dem Abg. Hoffmann eingebrachten, von den Mitgliedern der Fort⸗ 
ſchrittspartei unteritügten Geſetzentwurfs dem erſten Abſatz des Art. 31 der 
Reiche verfaſſung folgende Faſſung zu geben: ge 

one Genebmigungs des Reichstages kannkein Mitglied deſſelben 
während der Sitzungsperiode verhaftet oder wegen einer mit 
Strafe bedrobten Handlung zur Unterſuchung gezogen werden. Ausgenommen 
iſt allein die Berbaftung eines Mitgliedes, welches bei Ausübung der That 
oder im Laufe des nä folg nden Tages ergriffen wird.“ 

(Der Abſatz 1 des Art. 31 der Verfaſſung lautet: „Ohne Genehmigung 
des Reichstages kann kein Mitglied deſſelben während der Sitzungsperiode 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterſuchung gezogen oder 
verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung der That oder im Laufe 
des nächſifolgenden Tages ergriffen wird.“) 

Abg. Hoffmann: Ucbermorgen vor einem Jahre wurde der Abg. 
Majunke auf Grund eines Erkenniniſſes des hieſigen Stadtgerichts wegen 
Beleidigung des Kaiſers, des Reichskanzlers und verſchievener Behörden, 
fo wie wiederholter Vergehen gegen das Preßgeſetz zu einem Jahr Gefängniß 
verurtheilt, zur Abbüßung dieſer Strafe plötzlich verbaftet und zum Gefängniß 
gebracht. Zwar batte das Stadtgericht. weil damals der Reichstag tagte, 
mit Rückſicht auf Art. 31 der Verfaſſung urſprünglich die Verhaftung abge: 
lehnt, es war aber in Folge Recurſes des Staatsanwalts von dem Kammer⸗ 
gericht als vorgeſetzter Inſtanz angewieſen worden, die Strafe zu vollzieben, 
weil Arnkel 31 ſich nur auf die Unterſuchungshaft beziehe und der Straf⸗ 
vollziehung nicht entgegen ſei. Dieſe Verhaftung hatle damals Senſation 
erregt, die in dem von dem Abg. Lasker eingebrachten, von allen Parteien 
des Hauſes unterſtützten Antrag Ausdruck fand, die Geſchäftsordnungscom⸗ 
miffion mit ver ſchleunigen Berichterſtautung zu beauftragen, ob die Ber: 
haftung zuläſſig und ob und welche Schritte zu veranlaſſen ſeien, um der 
Verhaftung von Mitgliedern des Reichstags in Folge rechtskräftigen Urtheils 
während der Seſſion des Reichstags ohne Zuſtimmung deſſelben vorzubeugen. 

Die Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion erklärte ſich mit 12 gegen 1 Stimme 
für die verfaſſungsmäßige Zuläſſigkeit der Verhaftung, es wurde aber eine 
Reihe von Anträgen geſtellt, um dieſcs Vacuum auszufüllen, insbeſondere 
der Antrag Becker, welcher die Frage wegen der Zulaſſigkeit dieſer Straf: 
vollſtreckung der Juſtizcommiſſton zur Regelung übergeben wollte, ferner der 
Antrag Windthorſt und Sonnemann, welcher die Freilaſſung des Abg. 
Majunke verlangte, und endlich der Antrag Hoverbeck, welcher es für noth⸗ 
wendig erklärte, im Wege der Declaration oder Verfaſſung änderung die 

Möglichkeit auszuſchließen, daß ein Abgeordneter während der Dauer der 
Sitzungsperiode ohne Genehmigung des Reichstags verhaftet werde. Der 
Antrag Hoverbeck wurde angenommen und daraus ergab ſich für meine poli⸗ 
tiſchen Freunde und mich die Nothwendigkeit, einen eniſprechenden Geſetzent⸗ 
wurf einzubringen, falls nicht die verbündeten Regierungen die Initiative 
ergriffen. Letzteres iſt nicht geſcheben, vielmehr baben die Regieruneen jedes 
Eingehen auf die vom Reichstag gefaßte Reſolution abgelehnt. Die dama⸗ 
ligen Verhandlungen haben innerhalb und außerhalb dieſes naar ein pein⸗ 
liches Aufſehen erregt, ich behaupte es nicht, aber es ift damals fo aufge: 
faßt worden, daß ein Attentat auf die Würde des Reichstags vorliege. Der 
Grunt für den Ausſchluß der Möglichteit der Verhaftung eines Reichstags⸗ 
miigliedes während der Dauer der Seſſion: die Reichstagsmitglieder vor 
Vexationen der Polizei, vor Willkurlichkeit der Verwaltungsdebörden und 
vor willkürlicher Verſchiebung der Majorität durch dieſelde zu ſchützen, ift 
einer der maßgebenden Gründe, aber nicht der einzige. Ein gleichberechtigter 
iſt die Achtung und Rückſicht, welche man der erſten Körperſchaft im Reich, 
ihren wichtigen Aufgaben und Verhandlungen ſchuldig iſt; deshalb Itellen 
auch mehrere deutſche Verfaſſungen aus der Zeit don 1848 unter den Privi⸗ 
legien der Abgeordneten die, Unverletzlichteit ihrer Perſon vor Haft hin und 
leiten daraus die weiteren Rechte ab. Es würde ſehr wenig der Würde einer 
Volksvertretung entſprechen, wenn es der Polizei freiſtande, in die Ver ⸗ 
ſammlung zu treten und ein Mitglied zu verhaften. . j 

Bei einer fo zahlreichen Verfammlung, wie dr deutſche Reichstag, kann 
das Fehlen eines oder mehrer Mitglieder den Verbandtungen nur felten 
ſchaden, aber vorkommen lann es, daß für die eine oder andere Beratdung 
das Feblen des Rathes und der Stimme eines beſtimmten Abgeordneten 
nachteilige Folgen für die weiteren Arbeiten bat. Ob das der Fall iſt, 
kann die Verſammlung ſelbſt am beſten entſcheiden und deshalb erſcheint es 
vollſtandig gerechtfertigt, in ihre Hände die Genehmigung zur Verhaftung 
eines ihrer Mitglieder zu legen. Alle dieſe Gründe ſind ebenſo für die 
Ausſchließung der Strafhaſt zutreffend, wie ſie für die Ausſchließung der 
Unterfuhungspait allgemein anerkannt ſind. Die verbündeten Regierungen 
behaupten, wir würden uns durch Erhebung dieſes Antrages zum Geſetz mit 
dem gemeinen Staatsrecht der conſtitutionellen Staaten in Widerſpruch 
ſeßen. Unter den ausländiſchen Staaten bat in England die Praxis über 
den in Rede ftehenden Punkt vielfach geſchwankt. Im Jahre 1628 hat ein 
Beſchluß der Lords ausdrücklich erklärt, es ſei Parlamentsprivilegium, daß 
Parlamentsmüglieder während der Sizung weder verhaftet noch in Verhaft 
gebalten werben können, den Fall des Hochverraths ausgenommen. Jetzt 
allerdings ſcheint dort die Praxis zu fein, daß Parlamentsmitglieder in 
Giminalſällen berhaftet werden dürfen, aber das engliſche Parlament ent» 
ſcheidet in jedem Falle ſelbſt, was Praxis des Parlaments iſt. Die nord⸗ 
amerikaniſche Con titution beſtimmt, daß Abgeordnete in allen Fällen, aus⸗ 
genommen Verratb, Felonie und Kränkung des öffentlichen Rechtes wahrend 
der Sitzungedauer, während des Hinganges und der Rückkehr vom Arreſt 
frei ſeien. Weiter gebt die norwegiſche Verfaſſung, nach der die Repräſen 
tanten auf ihrer Reiſe zum und vom Storthing und während deſſelben bon 
aller persönlichen Haft befreit find, wenn fie nicht eines öffentlichen Ver⸗ 
brechens aber werden. j 

Andere Verfaſſungen mögen binter dem in dem Antrage verlangten 
Privileg zurüdbleiben, die Behauptung der Re ierungen erſcheint aber 
jedenfalls hinfällig. Unbeſtreitbar iſt, daßſ viele deutſche Verfaſſungen 
das Privileg enthalten. Die großberzoglich heſſiſche und luxemburgiſche 
ſchließen jede Art von Haft oder Arreſt gegen Abgeordnete aus, nach der 
weimariſchen Verfaſſung genießen die Abgeordneten völlige Unverletzlichkeit 
der Perſon von Anfang des Landtages an bis 8 Tage nach demſelben, Ahn⸗ 
lich lautet die ſächſiſche und baieriſche Verfaſſung: kein Mitglied der Ständer 
verſammlung kann während der Dauer der Sißung ohne Einwilligung der 
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auf friiher That ausgenommen. Drückte ſich die deutſche Reichsverfaſſung 
abnlich aus, jo würde der Fall Majunke unſer parlamentariſches Leben nicht 
beunruhigt haben. 5 ein Privileg, welches man in der Zeit bon 1848, 
in welcher der Polizeiſtaat noch in voller Blütbe ſtaud, nicht fürchtete, ein 
zu weit gebendes für die erſte Körperſchaſt des neuerſtandenen Reiches“ Man 
wird einwenden, in jenen Staaten gelte nicht das allgemeine directe Wahl⸗ 
recht; den Nachweis für das Eintreten der befürchteten ſchlimmen Folgen 
deſſelben habe ich nicht gehört. Ich verſtehe auch nicht, wie die befürchtete 
Möglichkeit, daß der Abgeordnete ſich der rechtskräftig erkannten Strafe durch 
die Flucht entziehen werde, nach Annahme meines Antrages größer ſein ſoll, 
als während der Vorverhandlung und der Verhandlungen erſter, zweiter und 
dritter Inſtanz. Auch handelt es ſich nicht um einen Eingriff in die Recht⸗ 
ſprechung, ſondern um eine Angelegenheit der Juſttzverwaltung, wie zahl⸗ 
reiche Miniſterinlreſeripte beweiſen. Soll den Gründen, welche eine fofortige 
Haftvollſtreckung ausſchließen, Krankheit, dringende Geſchäfte, Verhandlungen 
zwiſchen den Behörden u. ſ. w., ein höheres Intereſſe beigelegt werden, als 
der Würde des Reichstags? 5 

Es darf auch nicht überſeben werden, daß bier nur verhältnißmäßige 
Strafen in Betracht kommen werden und daß die Strafvollſtreckung nicht 
aufgehoben, ſondern nur von der Genehmigung des Reichstags abhängig ge: 
macht werden ſoll. Giebt man dem Reichstag einen beſtimmenden Einfluß 
auf die Geſetzgebune, jo wird man ihm auch zutrauen können, daß er ein 
ſolches Recht nicht mißbrauchen wird. Die Regierungen hegen immer noch 
ein gewiſſes Mißtrauen gegen die Volks vertretungen, fie könnten ihre Rechte 
mißbrauchen; es würde ein großer Fortſchritt fein, wenn dieſes Mißtrauen 
in Vertrauen ſich verwandelte. In der Annahme meines Antrags würde 
ich ein ſolches erblicken In dem preußiſchen Landtog iſt ſeit Einführung der 
Verſaſſung der Fall der Verbaftung eines Mitglieds nicht vorgekommen, 
eben jo wenig im norddeulſchen Reichstag. Ob dies der Connivenz der Be⸗ 
hörden oder unrichtiger Auslegung der betreffenden dem $ 31 zu Grunde 
liegenden Verfaſſungs⸗Beſtimmungen oder dem Mangel einer thatſächlichen 
Veranlaſſung zuzuſchreiben iſt, weiß ich nicht, aber es beweiſt, daß die an 
den Antrag geknüpften Befürchtungen unbegründet find. Was feine ge⸗ 
ſchäflliche Behandlung anlangt, fo balte ich eine Verweiſung an die Juſtiz⸗ 
Commiſſion nicht für förderlich. Wir fürchten nicht eine gründliche Erörte⸗ 
rung, aber meinen, daß, da es ſich um ein Privileg der Abgeordneten, um 
eine Verfaſſungsfrage handelt, die Verhandlung im Plenum der Bedeutung 
des Gegenſtandes am meiſten entſpricht. Der Antrag ift nur die Conſequenz 
der von Ihnen angenommenen Reſolution Hoverbeck. (Beifall.) 

Abg. Lucius (Erfurt): Als der Antrag Lasker eingebracht wurde, ſtand 
das ganze Haus unter dem Eindruck der Ueberraſchung über einen vollſtändig 
neuen Präcedenzfall, und wir Alle waren der Meinung, daß eine authentiſche 
Interpretation und Declaration des Artikels 31 zu exirahiren ſei. Das war 
der einzige und alleinige Zweck des Antrages Laster, und nur um dieſes 
Zweckes willen baben ihn alle Seiten des Hauſes, auch die Mitglieder unſerer 
(der deutſchen Reichs-) Partei unterſchrieben. Es iſt nun aber durch die 
Berathung dieſes Antrages in der Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion ‚und im 
Plenum als unzweifelhaft feſtgeſtellt worden, daß die Verhaſtung eines Ab: 
geordneten behufs Strafvollſtreckung unter den Artikel 31 der Verfaſſung 
nicht falle. Ebenſo wurde durch die Abgeordneten Gneiſt und v. Schwarze 
conſtatirt, daß in keinem Parlament der Welt ein ähnliches Privilegium 
exiſtire, wie es der Antrag Hoffmann verlangt, und daß Verhaftungen von 
Abgeordneten in England und Amerika zu allen Zeiten und gar nicht ſelten 
vorkommen. Der vorjährige Antrag Becker, welcher die Frage der Reichs⸗ 
JuſtizCommiſſion zur Entſcheidung überweiſen wollte, wurde mit 5 Stimmen 
vom Hauſe abgelehnt, und mit derſelben Majorität, welche dieſen Antrag ber 
warf, der Antrag Hoverbeck angenommen. Es liegt alſo eigentlich ein Verdict 
des Hauſes über die Angelegenheit noch gar nicht vor, und wir ſteben der 
Prüfung dieſer Frage durchaus frei gegenüber. Für einen ſo bedeutungs⸗ 
vollen Autrag, wie den auf eine Verfaſſungsänderung, müßten doch böchſt 
gewichtige und durchſchlagende Gründe vorgeführt und ein dringendes Be⸗ 
dürfniß nachgewieſen werden. Ich beſtreite entſchieden, daß dies geſchehen. 
Glücklicherweiſe ſind bei uns die Fälle ſelten, daß Abgeordnete mit den 
Strafgeſetzen in Conflict gerathen. Die wenigen Fälle aber, die vorliegen, 
find nicht dazu angethau, ein beſonderes Mitgefühl zu erregen. (Widerspruch 
links.) Dieſe Fälle betreffen Geſetzesverletzungen, die durch die Preſſe und 
öffentliche Reden begangen, Majeſtätsbeleidigungen, Verhöhnung der An: 
ordnungen der Obrigkeit, Aufforderungen zur Auflehnung gegen die Geſetze 
und dergleichen. Reichstagsabgeordneie aber follten in erſter Linie Wächter 
der Geſetze ſein, welche fie ſchaffen helfen. 

Wird der Antrag Hoffmann angenommen, ſo müßte ſich der Reichstag in 
jedem einzelnen Falle als ein Geſchworenengericht conſtituren und den 
richterlichen Spruch einer Prüfung und Kritik unterziehen, welche die ſchwerſten 
Nachteile für das Anſehen unſerer Gerichte zur Folge haben muß. (Sehr 
richtig! rechts.) Wir würden ſodann entweder in jedem einzelnen Falle die 
Genehmigung zur Verhaftung verſagen, ähnlich wie es bei den Strafanträgen 
wegen Beleidigung des Hauſes geſchieht, oder aber wir würden mit unſerem 
Beſchluſſe je nach den vorliegenden Umſtänden wechſeln. Solche wechſelnde 
Beſchlüſſe aber involviren eine ſchwere Schädigung des öffentlichen Rechts⸗ 
gefühls. Man würde es im Volke ſchwer begreifen, weshalb ein Mann, der 
vielleicht öffentlich Landesverrath gepredigt hat, ſtraflos ausgehen, wenigſtens 
für eine Zeit von der Haft befreit ſein ſoll, weil er Reichstagsabgeordneter 
iſt. Während wir auf allen Seiten beſtrebt ſind, Privilegien zu befeitigen, 
Gleichheit und Achtung vor der Majeſtät des Geſetzes berzuſtellen, ſollen wir 
bier die Hand bieten zu einer Durchbrechung dieſes Princips, die in keiner 
Weiſe gerechtfertigt iſt, und nichts anderes als ein privilegium odiosum 
ſckaffen würde. Wenn die Verfaſſung einer Ergänzung und Abänderung 
bedarf, jo müßte dieſe vielmehr nach der entgegengeſetzten Richtung erfolgen. 
Wir ſollten viel eher Beſtimmungen treffen, die etz uns möglich machen, 
Mitglieder aus dem Reichstage auszuſchließen. (Unrube links) Iſt doch 
vor einigen Jahren im preußiſchen Abgeordnetenhauſe von einem Abgeord⸗ 
neten in öffentlicher Sitzung behauptet worden, er ſtehe im Solde des Aus⸗ 
landes gegen die Intereſſen des eigenen Vaterlandes. Gegen ſolche Mit 
2 — bedarf doch gewiß ein Parlament eines Ausſchließungsrechtes, wie 
olches ſowobl der Congreß in Amerika, als das engliſche Parlament beſitzt. 
ch empfehle dem Hauſe, über den Antrag Hoffmann zur einfachen 

agesordnung überzugehen, indem ich binweiſe auf die Worte des 
er Lasker bei Berathung des Antrags Hoverbeck im vorigen Jabre: wir 
dürfen die Rechtspflege nicht zu Gunſten eines politiſchen Ackes durchkreuzen. 

Präſident v. Forckenbeck unterbricht den Redner mit der Bemerkung, 
daß nach der Geſchaftsordnung ein Antrag auf einfache Tagesordnung zu⸗ 
läſſig ſei, daß aber nach feiner Einbringung nur ein Redner für und einer 
gegen denſelben ſprechen dürfe. Er betrachte den Vorredner als den eriten 
Redner für die Tagesordnung. 

Abg. Lucius bemerkt, daß er ſeinen Antrag nur babe anmelden wollen, 
ohne ſich als Redner für denſelben im Sinne der Geſchäftsordnung zu be⸗ 
trachten. Formell eingebracht wird er darauf von ihm und dem Abg. von 
Ninnigerode, welcher das Wort erhält: Die vorliegende Frage iſt recht 
eigentlich eine Doctorfrage, wie fie nur jugendliche Parlamente aufzuſtellen 
5 len Der Abg. Hoffmann meinte, es handle ſich nur um die Zeit der 
Ses ion. Wie aber ſteht es denn mit den Fällen, wenn ein Mitglied vor 
dem Zuſammentritt des Reichstages, vielleicht acht Tage, vielleicht einen Tag 
vorher verhaftet wird? Irgend ein prinzipieller Unterſchied zwiſchen dieſen 
Fällen und dem, welchen der Antrag Hoffmann im Auge bat, iſt gar nicht 


aufzufinden, und wir müßten alſo conſequenter Weiſe dan gelangen, wäh⸗ P 


rend der ganzen Dauer der Legislaturperiode die Verha 
Daß kein anderes Parlament ein ſolches P 
führt, hervorzuheben iſt aber, 
ahre 1791 eine ſolche Beſtimmung nicht kennt. Wir werden die Würde des 
Reichstags am beſten dadurch wahren, wenn wir über den Antrag Hoffmann 
zur Tagesordnung übergeben. 
Gegen den Antrag auf Tagesordnung erhält das Wort: 
Abg. Banks: Die Herren Lucius und v. Minnigerode haben es möglich 
emacht, die Geſchaftsordnung in dieſer Sache zu umgehen. (Präſident: 


de dis tung zu verbieten. 
rivilegium beſitzt, iſt ſchon ange: 


ine Umgehung der Geſchäftsordnung würde er nicht zugelaſſen haben, fie. 


betreffenden Kammer verhaftet werden, in Baiern den Fall der Ergreifung! habe auch nicht ſtattgefunden). Alſo die genannten Abgeordneten haben es 


daß ſeloſt die franzöſiſche Conſtitution vom] b 


eitun 
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möglich gemacht, daß zwei Redner für die Tagesordnung gehört wurden, 
ohne Zweifel in der ſicheren Vorausſicht, daß die Motive jedes von beiden 
einzeln für den Antrag nicht binreichten. Die vorliegende Frage iſt keine 
Doctorfrage; fie iſt ja von allen Seiten, auch von den Mitgliedern der con⸗ 
ſervativen Partei als eine ſolche aufgeſtellt worden, welche der Erledigung 
dringend bedarf. Bei ihrer Berathung im vorigen Jahre machten ſich zwei 
Richtungen in den Anſichten des Hauſes geltend. Die eine, die für den An⸗ 
trag Becker ſtimmte, wollte die Sache an die Reichsjuſtizcommiſſion zur Er⸗ 
ledigung Überweiſen, die andere, die den Antrag Hoverbeck annahm, wollte 
die Verfaſſung umgeändert wiſſen. Beide Richtungen zuſammen repraſen⸗ 
tirten das ganze Haus. Wie will man es nun rechlfertigen, die Sache heute 
als eine ſolche binzuſtellen, über die zur Tagesordnung übergegangen werden 
kann? Es iſt mir unbegreiflich, wie der Abgeordnete Lucius 3 kann, es 
liege noch gar kein Verdict des Hauſes vor. Vergißt er denn ganz, daß das 
Haus den Antrag Hoverbeck angenommen und damit fein Verdict unzwei⸗ 
deutig ausgeſprochen hat? Bei ſeinen bisherigen Entſcheidungen wegen Auf⸗ 
hebung des Unterſuchungsverfahrens gegen Abgeordnete bat der Reichstag 
bisher niemals das Anklageverfahren ſelbſt Seiner Kri ik unterzogen, er hal 
ſich immer nur gefragt, iſt die Anklage wegen eines ehrloſen oder wegen 
eines politiſchen Vergebens erfolgt, und ebenſo wird er auch verfahren, 
wenn der Antrag Hoffmann angenommen und Geſetz geworden iſt. Eine 
Kritik des Richterſpruches und in Folge davon eine Schädigung des Anſehens 
der Gerichte iſt in keiner Weiſe zu fürchten. Das allerdings hoffe ich nicht, 
daß jemals ein deutſcher Reichstag ſich ſo weit vergeſſen könnte, wegen 
eines politiſchen Vergehens ein Mitglied des Hauſes auszuſchließen, wie es 
der Abg. Lucius empfabl. Auf die letzte Aeußerung des Vorredners kann 


ich nur erwidern: die Würde des Hauſes erfordert es, daß wir den Antrag 


Hoffmann annehmen. : ; 

Auf den Antrag des Abg. Windthorſt wird über den Antrag auf ein⸗ 
fache Tagesordnung namentlich abgeſtimmt und derſelde mit 168 gegen 
112 Stimmen abgelehnt; ein Mitglied enthält ſich der Abſtimmung. Für 
den Antrag ſtimmen die Conſervativen, die deutſche Reichspartei und cin 
Theil der Nationalliberalen, darunter Simſon, Harnier, Struckmann (Diep⸗ 
holz), Römer (Hildesheim), beide Pogge's, Schmidt (Hamburg), 
(Hamburg), Albrecht, Bähr (Kaſſel), Becker (Oldenburg), Brockbaus, Elben, 
Gaupp, Weigel; gegen ihn die Fortſchrittspartei, das Centrum und ein 
Tbeil der Nationalliberalen, wie Lasker, Rickert, Oppenbeim, Schenck v. 
Stauffenberg, Techow, v. Unrub, Valentin, Wolffſon (Hamburg), Bamberger, 
Dernburg, v. Forckenbeck, Völk. f en: 

Die Disenſſion über den Antrag Hoffmann nimmt alſo ihren Fortgang. 

Abg. Lasker: Ich wünſche die gegenwärtige Frage rein geſchäftsmaßig 
zu behandeln und fie den politiſchen Gegenſätzen zu entziehen, in die ſie bei 
der bisherigen Art der Behandlung verfallen iſt. Es 12 mich, daß das 
Haus durch Ablehnung der einfachen Tagesordnung zu verſtehen gegeben 
bat, daß es über vie Sache ſelbſt, ſei es für oder gegen, doch geſchäftsmäßig 


befinden will. Ich ſtelle den Antrag, daß der Antrag Hoffmann der Juſtiz⸗ 


Commiſſion zur Ve handlung überwieſen werde bei Gelegenheit der ihr 
unterbreiteten Straſproceßordnung. Dieſer Antrag iſt nicht identiſch mit 
dem im vorigen Jabre geſtellten. Dieſer wurde von Vielen deswegen abge⸗ 
lehnt, weil er thatſächlich auf Tagesordnung gerichtet war und die Behand⸗ 
lung in der Juſtiz⸗Commiſſion nur als ein Motiv für die Tagesordnung 


benutzte. Damals wurde es alſo für ſelbſtverſtändlich gehalten, daß die 


Juſtiz Commiſſton ſich mit einem gleichartigen Gegenſtande bei Gelegenheit 


der Strafproceßordnung zu beſchäftigen haben werde. So wurde der Antrag 


in der That fern von jeder politiſchen Anſchauung mo tivirt. Dieſe Sach⸗ 


lage iſt nicht verändert und ich bitte dies Alle die zu bedenken, die den 


Wunſch haben, daß ein Beſchluß gefaßt werde, der eine ſachgemäße Schei⸗ 
dung der parlamentariſchen Rechte herbeiführt. Denn das Verfahren, daß 
die beiden Factoren der Geſetzgehung einfeitige Wünſche von Jahr zu Jahr 
wieder vorbringen in dem Bewußtſein, daß fie zu keinem Reſultate führen 
werden, iſt ſicherlich kein befriedigendes. (Zuſtimmung.) 

Zwar erkenne ich an, daß es Stoffe geben kann, bei denen ſolche An⸗ 
träge ſich jährlich wiederbolen müſſen, bis fie durchgeſetzt ſind, aber von einem 
völlig normalen politiſchen Zuſtande zeugen ſie nicht. Ich glaube nicht, daß 
wir bier bei einem Gegenſtande find, über den wir uns wechſelſeilig erhitzen 
ſollten. Ich will rein geſchäftsmäßig die Frage erledigen, in wie weit ein 
praktiſches Bedürfniß vorliegt, den Beginn der Strafvollſtreckung gegen Ab⸗ 
geordnete während der Dauer der Seſſion nicht eintreten zu a Der 
Herr Abgeordnete Lucius hat wohl nicht in genügender Schärfe die von mir 
gemachte Diſtinction mitgetheilt, ſondern nur meine Erklärung, daß ich unter⸗ 
ſcheide, ob eine Strafpollſtreckung begonnen oder ob fie unterbrochen werden 
ſoll, und zwar deshalb, weil ich den Beſitzſtand der beiden in dem Staate 
ſelbſt anerkannten großen Factoren nicht berühren wollte. Der Herr Juſtiz⸗ 
Miniſter mußte im vorigen Jahre ſelbſt zugeben, daß, ſowie andere Gründe 
zur Ausſetzung einer Strafe führen können, dies auch bei der Mitgliedſchaft 
im Reichstage der Fall ſein kann. Andererſeits erkannten wir auch an, daß 
gemeine Verbrechen und gemeine Vergehen natürlich bei dieſer Erwägung 
ausgeſchloſſen bleiben müſſen. Nun ſcheint mir, daß dieſe Sachen alle ſach⸗ 
gemäß erwogen werden konnen an der Stelle, wo über Strafvergehen ver⸗ 
handelt wird. i . \ 
gar nicht zur Vereinbarung zu bringende Frage bei Gelegenbeit des Straf⸗ 
geſetzbuches zu aller Zufriedenheit gelöſt und es ſcheint mir, daß wir, wenn 
wir eine ſachgemäße Grenze in der Juſtizcommiſſion ziehen, und den Herren 
auf der rechten Seite des Hauſes zeigen, daß nicht ein abſtractes Bribilegium 
verlangt werden ſoll, wohl ſpäter im Stande fein können, die formulirten 
S e anzunehmen. Nun, meine Herren! in welche L 

ie die Sache, wenn Sie heute durchaus zu einer definitiven Abſtimmung 
ſchreiten wollen? Wird der Antrag Hoffmann abgelehnt, ſo wird darin die 
Juſtiſcommiſſion ein Votum des Hauſes gegen ſich fehen. 

Wird der Antrag angenommen, fo iſt die Juſtizcommiſſion gar nicht in 
der Lage, ſich mit der Sache zu beſchäftigen, denn dann hat das Haus den 
Beſchluß gefaßt, daß es eine Verfaſſungsänderung haben will. 
jenigen, die heute eine materielle Abſtimmung herbeiführen wollen, voraus, 
daß das praktiſche Reſultat ſein wird, daß wir einen jährlich ſich wieder⸗ 
bolenden Beſchluß haben werden, dem der Bundes rath jäbrlich feine Zuſtim⸗ 
mung verſagen wird. Wer heute lieber eine politiſche Abſtimmung berbeis 
führen will ſtatt der geſchäftsmäßigen Exledigung, der mag dafür immen, 
die Sache an die Juſtizcommiſſion verweiſen. Dieſer liegt nämlich ein gleich⸗ 
artiger Antrag vor, deſſen Verhandlung zurückgeſtellt worden ift, bis wir zum 
Einführungsgeſetz kommen und ich kann bezeugen, daß ſelbſt unter Ben 
Herren, die heute für eine einfache Tagesordnung geſtimmt haben, ſich ſolche 
Freunde des Antrages befinden, die auf dem Wege einer vernünftigen 
Diſtinction die Sache zu erledigen wünſchen. Deshalb iſt mein Antrag ein 
berechtigter Gedanke, über jenen Antrag eine Vereinigung und Verſöhnung 
zu ſuchen. und die Anreger deſſelben können zu mir das Vertrauen haben, 


daß ich ihm jede mögliche Förderung zu Theil werden laſſen werde, während 


ei beute durch eine materielle Abſtimmung eine große Spaltung herbor⸗ 
ringen. 5 

M. H., das Andenken des Mannes, welcher im vorigen Jahre den An⸗ 
trag geſtellt bat, ſteht in mir fo boch, wie in dem Herzen irgend eines Mit⸗ 
geben dieſes Haufe. Niemand hat tiefer den Verluſt beklagt, den das ganze 
and durch das frühzeitige Hinſcheiden des Ab f 
wie ich ihn beklagt babe und ich finde es ganz natürlich, daß die Mitglieder 
ſeiner Fraction die Erbſchaft dieſes Antrages angetreten haben. Nur einen 
unkt muß ich erwähnen, über den ich als Zeuge ſprechen kann. Erſt im 
Laufe der Verhandlungen habe ich erfahren, daß jener Antrag auch die Worte 
enthält, es entſpreche der Würde dieſes Hauſes, die Sache fo zu regeln. Ich 
at den 8 dieſe Worte zu entfernen, weil es nicht gut jei, einen 
Beſchluß herbeizuführen, in deſſen Motiven die Würde des Hauſes aus⸗ 
gedrückt iſt, während die Furcht vorhanden iſt, daß die Regierung dieſem An⸗ 
trage nicht entſprechen werde. Die guten Beziehungen zwiſchen Regierung 
und Volksvertretung könnten dadurch getrübt werden. Herr von Hoverbeck 
antwortete mir, daß, wenn ihm dieſe Erwägungen näher getreten wären, er 
meiner Bitte gern entſprochen hätte, . er aber die Erſahrung habe, es ſei 
nicht gut, einen Antrag während der Verhandlungen zu ändern. Ich bin 
verpflichtet geweſen, Zeuzniß von dieſer Unterredung abzulegen, bamıt nicht 


Möring 


Wir haben eine gleiche, im Wege der Verfaſſungsänderung 


age bringen 


Ich ſage den⸗ 


g. von Hoverbeck erlitten hat, 


mit ausdröcchen Worten die Würde des Hauſes engagirt zu fein ſcheint, des Antrages könne zur Folge 


agı 

und wir dem Antrage nur ſachgemaße Behandlung zu Theil werden laſſen 
und zwar auf dem allein richtigen Wege in der Juſtizcommiſſion. (Beifall.) 
Abg. Bebel: Meine Freunde und ich können uns mit Halbheiten nicht 
begnügen, wir werden daher bei der zweiten Becathung den Antrag ſtellen, 
daß auch in dem Falle, wenn ein Mitglied „or Zuſammentritt des Reichs ⸗ 
tags verbaftet worden iſt, das Haus ſein e Freilaſſung während der Dauer 
der Seſſion proclamiren könne. Für uns kommt die politiſche Seite der 
Frage in erſter Linie in Becacht. Die gegenwärtigen Zuſtände find nicht 
der Art, daß wir vor der Wiederholung folder Fälle, wie fie den Antrag 
Hoverbock veranlaß, Haben, im geringſten geſichert wären. Dem Adgeord⸗ 
neten Majunke war ie bereit am 18. November die Aufforderung, Ah zum 
Antritt d. Haft zu ſtellen, zugegangen, mit dem Bemerken, daß ihn fein 
Mor sat nicht ihüße, wie kam es denn, daß er bis zum 11. December un⸗ 
wehelligt den Sitzungen des Reichstages beiwohnen konnte? Zwiſchen dem 
18. November und 11. December lag jene ſtürmiſche Sitzung, in welcher der 
Abgeordnete Jörg in einer Rede, welche die Nerven des Reichskanzlers im 
böchſten Maße erregte, die auswärtigen Angelegenbeiten zur Sprache brachte. 
Als darauf nun plötzlich die Verhaftung Majunke's erfolgte, da war außer⸗ 
Halb des Hauſes dielfach die Meinung verbreitet, daß dies einfach ein Rache⸗ 

act des Reichskanzlers ſei. N 0 
Präſident v. Forckenbeck: Die Bemerkung des Redners, daß ein Rache⸗ 
get des Reichskanzlers vorliege, beleidigt den abweſenden Reichskanzler, dieſe 
Beleidigung kann ich nicht zulaſſen und ich rufe deshalb den Abg. Bebel zur 


rdnung. 

Abgs Bebel: Ich habe ausdrücklich geſagt, daß dieſe Meinung außer⸗ 
halb des Hauſes verbreitet ſei und bei dieſer Anſicht muß ich ſtehen bleiben 
trotz des Oldnungsrufes. — Wir haben in eriter Linie darauf zu ſehen, 
doß das freie Wahlrecht des Volkes unter allen Umſtänden gewahrt werde. 
Bis jetzt iſt der Reichstag verfaſſungsmäßig höchſtens nur noch in der Lage, 
die Redefreiheit für ſich in Anſpruch zu nehmen, abgeſehen von den Schluß: 

antcägen des Herrn Valentin. (Heiterkeit) Wird die Verfaſſung in dem 
bier vorgeſchlagenen Sinne nicht geändert, ſo wird nicht nur das paſſive 
Wahlrecht des Volkes in hohem Maße beſchränkt, ſondern es kann unter 
Umſtänden ſehr leicht ſogar die Majorität des Reichstages von der Regierung 
willkürlich verſchoben und verändert werden. Verſetzen Sie ſich in die Lage 
des bairiſchen Landtages, wo gegenwärtig zwei ultramontane Stimmen die 
Majorität baben. 773 5 

Setzen Sie den Fall, das Verhältniß ſei umgekehrt, ein ultramontanes 
Miniſterium ſei am Ruder und zwei liberale Stimmen bilden die Majorität, 
würden Sie da nicht zugeben, daß es dem ultramontanen Miniſterium ein 
Leichtes ſei, zwei bis drei Mitglieder ins Gefängniß zu bringen und ſich die 
Maſorität zu verſchaffen? Alsdann werden Sie aber nothgedrungen zugeben 

müſſen, daß eben daſſelbe das gegenwärtige liberale Miniſterium tbun könne, 
und daß ſolche Fälle auch im Reichstage möglich ſeien. Oder bezweifeln Sie 
etwa, daß geſetzt den Fall, die gegenwärtige Oppoſition im Reichstage bilde 
die Majorität, derſelbe Mann, der es fertig gebracht hat, 1600 Strafanträge 
wegen Beleidigung zu ſtellen, nicht drei oder vier Mitglieder ins Gefängniß 
bringen würde, um ſich die Majorität zu ſichern? Es iſt früher von den 
Abgeordneten Gneiſt und v. Schwarze vorgeführt worden, ſolche Schutzmaß⸗ 
regeln der Abgeordneten Bei keine Verfaſſung. So groß auch auf dem 

Gebiete des Strafrechts die Autorität des Herrn v. Schwarze fein möge, 
auf dem Gebicte des Verfaſſungsrechts kann ich ihm nach dieſer Aeußerung 
keine Autorität einräumen; er kennt nicht einmal die Verfaſſungs⸗Einrich⸗ 
tungen ſeines eigenen Landes. Sachſen beſitzt gerade eine Verfaſſungs⸗ 
beſtimmung, welche dieſen Schutz ausdrücklich ausſpricht. Ebenſo enthält der 
Artikel 37 der franzöſiſchen Verfaſſung und der Entwurf der deutſchen Reichs⸗ 
verfaſſung vom Jahre 1848 eine ſolche Beſtimmung. Wie nothwendig ſie 

erade im Intexeſſe des Anſehens der Gerichte iſt, beweiſt der folgende Fall. 
cd wurde im Jahre 1873 wegen ſogenannter Majeſtätsbeleidigung zu neun 
onaten Gefängniß verurtheilt und mir zugleich das Mandat zum Reichs⸗ 
tage aberkannt. Es wurde eine Neuwahl angeordnet, und während ich vor⸗ 
ber 7⸗ bis 8000 Stimmen bei der Wahl erhalten, wurde ich mit einer Ma: 
jorität von 10,500 Stimmen wiedergewählt, d. h. 10,500 ſelbſtſtändige Männer 
erklärten das Urtheil des Gerichts für null und nichtig. 

Meinen Sie, daß ein ſolcher Vorgang zur Erhöhung der Würde und des 
Anſebens des Richterſtandes beiträgt? Es herrſcht thalſächlich gegenwärtig 
in Bezug auf die Freilaſſung aus der Straſhaft die reine Willkür. Dem 
Abgeordneten von Schweitzer, der im Jahre 1868 eine Gefängnißſtrafe ab: 
Jaß, wurde heim Zuſammentritt des Norddeutſchen Reichstages, 1 daß er 
darum eingekommen wäre, vom preußiſchen Juſtizminiſter die Freilaſſung 
auf dem Piäſentirteller entgegengebracht, während ſie meine ad der 
Haſenclever und art trotz wiederholter Eingaben verweigert ward. Der 
Grund jener Milde iſt uns ja klar. Der Herr von Schweitzer war ein poli⸗ 
tiſches Werkzeug der preußiſchen Regierung und er bat den Urlaub freiwillig 
bekommen, weil er unter radicaler Maske den Regierungs⸗Agenten ſpielte, 
mit andern Worten ein politiſcher Lump war, während er Haſenclever und 
Moſt als ehrlichen Leuten abgeſchlagen wurde. — Sowohl die Würde der 
Reichsvertretung wie die Freiheit der Wahl verlangt unbedingt, daß wir Be⸗ 
ſtimmungen in die Reichsverfaſſung aufnehmen, welche jeden Vertreter davor 
Babe, 2 er aus irgend welchem Grunde der herrſchenden Regierung zum 

ex ſalle. 

Abg. Dr. Windthorſt: Vor einem Jahre hat dieſe Angelegenheit eine 
ungleich größere Erregung als heute hervorgerufen, ich hoffe, daß die Ruhe, 
in welcher wir uns jetzt befinden, der ſachlichen Erörterung und Entſcheidung 
der Sache zu Gute kommen wird. Ich bin erſtaunt, mit welchen Gründen 
der Antrag Hoffmann bekämpft worden iſt, als ob Jemand im Ernſt meinen 
ſollte, der Reichstag wolle damit Verbrecher bier bineinbringen oder feſthalten. 
Es bandelt ſich doch in Wirklichkeit um einen eng begrenzten Kreis von Ver: 
gehen, und wir können, meine ich, ruhig dem Reichstag die Entſcheidung 
darüber überlaſſen, ob die Verurtheilung wegen eines ſolchen erfolgt iſt oder nicht. 

Jedenfalls iſt es im höchſten Grade verletzend, wenn Mitglieder dieſes Hauſes 
dier Wochen lang an den Verbandlungen Theil nehmen und dann urpötzlich 
aus unſerer Mitte weggeholt werden, ohne daß wir die mindeſte Kunde da⸗ 
von erhalten. Dieſe Empfindung hat auch das ganze Haus gebabt, als es 
nahezu mit Einſtimmigkeit den Lasker'ſchen Antrag annahm. an hat zwar 
zwei Tage ſpäter und ebenſo auch heute dieſem Votum eine andere Deutung 
zu geben geſucht, aber wer es mit erlebt hat, weiß, das ſind post cogitata; 
der eiſte Eindruck aber bleibt immer der entſcheidende. (Zuſtimmung im 
Centrum und links) Die Gründe der Herren Lucius und v. Minnigerode 

nd eigentlich ſchon fo ſehr gewürdigt, daß ich darüber ſehr kurz fein kann. 
r. Lucius meint, die Abgeordneten ſollten ſich ganz beſonders befleißigen, 
das Geſetz nicht zu verletzen. Damit bin ich ganz einverſtanden, aber, meine 

Herren, es handelt ſich bier um die Kautſchulparagraphen unſeres Straf⸗ 
rechts, bei denen oft der gewiegteſte Juriſt nicht jagen kann, ob eine Verur⸗ 
theilung erfolgen wird oder nicht, und wo es felbt Herrn Lucius begegnen 
konnte, wegen einer von ihm für unverfänglich gehaltenen Redewendung be: 
straft zu werden. Gerade der unſichere Zuftand unſerer Criminalrechtspflege 
bei politiſchen und Preßvergehen, die Unſicherheit unſerer Richter und die 
eradezu unerklärliche Geltung der Staatsanwälte in der Reichsprovinz 

reußen (Heiterkeit), machen eine ſolche Beſtimmung durchaus nothwendig. 
a, meine Herren, das Auftreten eines Staatsanwalts auf dem letzten 
uriftentage hat aber ruhig denkende Juriſten 2 in Erſtaunen ver⸗ 
etzt! Bei ſolchen Erſcheinungen müſſen wir auf den perſönlichen Schutz der 
Bl — bedacht ſein, denn nicht alle von ihnen ſind ſo glücklich, den 
Beifall der Regierung zu finden, wie Herr Lucius, und wenn das Uebel ⸗ 
wollen der Regierungen, die gar kein Bedenken tragen, Parteipolitik zu 
treiben, wirkt nicht kt en auf ihre Verurtheilung ein. Der Abg. Lucius hat 
dann gemeitn, die bisher ergangenen Verurtheilungen böten keinen Anlaß, 
uns 55 die Verhafteten beſonders zu echauffiren. Ich nehme an, daß er 
die Proceßacten nicht geleſen hat, jedenfalls war ſeine Aeußerung nicht be⸗ 
ſonders tactvoll. (Zuſtimmung im Centrum.) 

Wenn nach meiner Auslegung des erſten Alineas des Art. 31 der Ge⸗ 
danke des Antrages Hoffmann bereits darin liegt — und das Berliner Po⸗ 
1 wie das Berliner a betätigen dieſe Auffaſſung, denn 
ſie hatten darin ein Hinderniß der Verhaftung des Abgeordneten Majunke 
gefunden, und erſt das Kammergericht war anderer Meinung — ſo können 
wir die bier vorgeſchlagene Declaration ruhig annehmen, ſelbſt wenn 
dergleichen in anderen Verfaſſungen nicht enthalten wäre. Denn gerade 
weil wir Deutſche ruhiger und verſtändiger ſind als andere Nationen, wird 

ch der Reichstag jedesmal verſtandesmäßig ſagen, ob ein Abgeordneter 
inhaftirt werden fon oder nicht. Der Abg. Lasker hat gemeint, daß im Ans 
trage ein wichtiger Gedanke läge, der zur Geltung gebracht werden mülle, 
was daneben darin Unrichtiges ſei, hat er aber leider nicht geſagt, und ich 
finde nichts 1 darin. Er will den Antrag der Juſtiz⸗Commiſſion 
überweifen, damit dieſe bei Gelegenheit der Berathung der Criminalordnung 
den richtigen Gedanken den Bundesregierungen gegenüber zur Geltung bringe. 
Dagegen hatte ich nichts zu erinnern, aber ich ziehe es vor, hier den Herren 
vom Fortſchritt zu folgen und wenn dieſe glauben, daß es beſſer iſt, ein 

Vermächtniß ihres von uns Allen Naar ee Führers, eines uns leider 
u früh entriſſenen Mannes, der Natur deſſelben enſſprechend, in öffentlicher 

erhandlung zu erledigen, ſo will ich mich dieſem 1 5 nicht entziehen. 
Wenn der Abg. Lasker die Befürchtung ausgeſprochen hat, eine Ablehnung 


daben. daß ſich dle Jucchz-Commiſſton des 
Reichstages nicht weiter damit befaßſe, fo kann ich das on darum nicht 
zugeben, weil die Commiſſion nt wiſſen kann, aus welchen Motiven hier 
gegen den Antrag geftimmt worden, denn dieſe kennen wir nur bei den 
Herren Lucius und v. Mennigerode. Wird der Antrag aber angenommen, 
ſo gewinnt die Juſtiz⸗Tommiſſion dadurch dem etwaigen Widerſpruche der 
Regierungen gegenüber einen feſten Halt, der gerade dem Abg. Lasker ſehr 
willkommen ſein dürfte, da ich von ihm die Ueberzeugung habe, daß er mit 
Entſchiedenheit für das Weſen des Antrages eintreten wird. 

Bundescommiſſar Geh. Raih Dr. Meyer: In der Zufammenftellung 
der Beſchlüſſe des Bundesraths iſt die ablehnende Haltung deſſelben der Re⸗ 
ſolution von Hoverbeck gegenüber motivirt. Der erſte Grund war, daß nach 
dem beſtedenden Recht die Freiheit von der Strafhaft nicht anerkannt ſei 
Dieſer Grund inteteſſirt heute nicht weiter. Den zweiten Geſichtspunkt er: 
laude ich mir etwas eingehender darzulegen. Unſerer Verfaſſung iſt der 
Gedanke nicht fremd, daß es pol tiſche Rückſichten erheiſchen, auf den Gang 
der Juſtiz in gewiſſen Grenzen einzuwirken. Man hat deshalb die Eröffnung 
der Unterſuchung gegen einen Abgeordneten ohne die Zuſtimmung des Reichs⸗ 
tags für unzuläſſig erklärt. Die verbündeten Regierungen ſind bei ihrem 
ablehnenden Beſchluſſe davon ausgegangen, daß die Strafhaft nicht mit der 
Unterſuchung in Parallele geſtellt werden kann. Dabei iſt nicht erwogen 
worden, in welchem Falle in die Uebung der Juſtiz ſchärfer eingegriffen wird 
— und ich gebe zu, daß die Befreiung von der Uuterſuchungshaft die Juſtiz 
vielleicht mehr jhädigen kann —, ſondern es iſt nur in Betracht gezogen 
worden, ob hinreichende Motive für eine Verfaſſungsänderung vorliegen, 
und ſolche find nach der Meinung der verbündeten Regierungen nicht dor⸗ 
banden. Solche Motive könnten nur fein, daß die Regierung die ihr zus 
ſtezende Macht, Unterſuchungen einzuleiten, falſch gebraucht, d. b. ohne Grund 
dabon Gebrauch macht. Dieſe Erwägung fällt aber fort, ſobald der Richter 
recktskräftig abgeurtheilt bat, denn damit hört eine jede Kritik auf und die 
Mö lichkeit eines Mißbrauchs der Regierungsgewalt iſt an und für ih aus: 

eſchloſſen, denn die Strafe muß vollſtreckt werden. Die Regierungen find 
erner davon ausgegangen, daß auch in der Geſetzzebung der überwiegenden 
Mehrzahl der anderen Staaten das Bedürfniß einer ſolchen Beſtimmung 
nicht anerkannt iſt. Der Antragſteller bat dies für England ſelbſt zugegeben. 
Das geſchriebene Geſetz enthält dort bekanntlich nichts darüber, und Autori⸗ 
täten, wie Gladſtone und May bezeugen, daß von einem ſolchen Rechte nie 
die Rede geweſen, vielmehr Parlamentsmitglieder mitten in der Seſſion ver⸗ 
haftet worden ſind, 1815 iſt ſogar eine Verhaftung in den Räumen des Par⸗ 
laments ſelbſt vorgenommen worden. s ; 

In das amerikaniſche Recht iſt einfach die Beſtimmung des engliſchen 
übernommen. Die franzöſiſche Verfaſſung von 1791 ſchreibt ausdrücklich vor, 
wie in den Fällen der Verhaftung von Abgeordneten verfahren werden ſoll; 
die italieniſche Verfaſſung, das öſterreichiſche Geſetz vom 3. October 1861 
enthalten kein Wort von einem ſolchen Schutze der Abgeordneten gegen 
Straſvollſtreckungen. Ich gebe zu, daß die Verfaſſungen einiger kleineren 
deutſchen Staaten eine Auslegung im Sinne des Antrages zula ſſen, es gilt 
dies beſonders von der heſſiſchen Verfaſſung, und dennoch iſt das Gegen⸗ 
theil durch ein Erkenntniß des großherzoglich heſſiſchen Caſſationsbofes feſt 
geſtellt. Ein juriſtiſch intereſſanter Vorgang beweiſt, wie man auch nur 
immer an die Unterſuchungshaft gedacht hat. Die proviſoriſche kurheſſiſche 
3 beſtimmt nämlich ausdrücklich, daß die Verhaftung von Mitglie: 
dern der Kammer abhängig iſt von der Zustimmung derſelben in den Fällen, 
wo ſie nachgeſucht wird von Civil⸗ oder Polizeibebörden oder wenn es ſich 
um die Vollziehung einer Freiheitsſtrafe von mehr als 2 Monaten Dauer 
bandelt. Alſo die einzige Verfaſſung, welche die Strafvollſtreckung ausdrück⸗ 
lich erwähnt, hat eine Grenze nach dem Quantum gezogen. Danach konnten 
die Regierungen die Frage, ob die Verhaftung als Strafvollziehung unzu⸗ 
läſſig ſei, nur verneinen, ſie müſſen von dieſem Standpunkt aus, in dem Uns 
trage Hoffmann ein neues Privilegium erblicken, deſſen Annahme ihnen nicht 
ant Pr fein ſcheint. ; 

bg. Beſeler legt unter großer Unruhe des Hauſes, welche ihn auf der 
Tribüne äußerſt ſchwer verſtändlich macht, die Motive dar, welche ihn zur 
Ablehnung des Antrages Hoffmann beſtimmen. Es iſt eine ruhigere Be⸗ 
bandlung der Frage eingetreten, weil die Rechtsfrage klarer geworden iſt, 
daß die Mitglieder des Reichstages von der Strafvollſtreckung nicht auszu⸗ 
ſchließen find. Die begonnene Strafhaft muß anders beurtheilt werden, als 
die während der Seſſion erſt zuerkannte. Es iſt ein großer Unterſchied 
zwiſchen den Beſtimmungen des Art. 31 der Verfaſſung und einem even⸗ 
tuellen Beſchluſſe, nach welchem die Vollſtreckung einer rechtskräftig erkannten 
Strafe unterbrochen werden kann. Zwar können Gründe der Zweckmäßigkeit 
und der Billigkeit eine ſolche Unterbrechung verlangen, doch ſoll man die 
Entſcheidung über die Triftigkeit dieſer Gründe bei den Gerichten oder bei 
den Juſtizverwaltungsbehörden laſſen. Es ift richtig, daß der Beſtand des 
Reichstages möglichſt intact fein fol, aber Sie können doch nicht verlangen, 
daß man offenbare Geſetz⸗sderächter als Mitglieder des Reichstages aus 
rechtskräftig zuerkannter Sirafhaft entläßt, ſobald der Reichstag es berlaugt. 
Eine Strafe ſollte ſo lange nicht unterbrochen werden, bis die Ungerechtig⸗ 
keit des Urtheils ea rien iſt, und auch eine Unterſuchungshaft follte 
nur aus gewichtigen Gründen vom Reichstage unterbrochen werden. Man 
ſagt zwar, man würde nur die Strafpollſtreckung wegen politiſcher Verbrechen 
unterbrechen, doch find Hochverralh, Landesverralh und Majeſtätsbeleidigung 
bisher nicht als eine befondere Art von Verbrechen behandelt worden. Es 
iſt ein Verdienſt der liberalen Parteien, die Gleichheit vor dem Geſetze gegen 
alle feudalen Vorrechte durchgeführt zu haben, man ſollte deshalb auch jetzt 
nur das abſolut Nolhwendige dem gemeinen Rechte entziehen. Ich werde 
gegen den Antrag Hoffmann ſtimmen. 7 

Die erſte Berathung über den Antrag Hoffmann wird geſchloſſen. Per: 
ſönlich bemerkt Abg. Lucius gegen Windthorſt, daß er die Fälle, in denen 
Verhaftungen von Abgeordneten auf Grund richterlicher Erkenntniſſe ſtatt⸗ 
gefunden, ausdrücklich bezeichnet und mit Rückſicht bierauf geſagt habe, daß 
er für dieſe Fälle kein Mitgefühl empfinde. Gegen eine Belehrung über 
das, was taclvoll fei, und eine Benutzung des Pripilegiums des Alters zur 
Ertbeilung ſolcher Lehren müſſe er eniſchieden proteſtiren. Ba 

Abg. Windthorſt: Ich nehme ein ſolches Privilegium durchaus nicht in 
9 ich fühle mich in meinem Geiſt noch ungemem jung. (Große 

eiterkeit. 

Nachdem darauf der Antrag Lasker auf Ueberweiſung des Antrags 
Hoffmann an die Juſtizcommiſſion gegen eine ſehr ſtarke Minorität, die erſt 
durch die Gegenprobe de tgejtellt werden konnte, abgelehnt worden, tritt 
das Haus in die zweite 
der vom Abgeordneten Bebel angekündigte Antrag vorliegt, dem erſten 
Abſatz des Art. 31 der Verfaſſung folgende Faſſung I ode: 

„Obne Genehmigung des Reichstages kann kein Mitglied deſſelben wäh⸗ 
tend der Sitzungsperiode verhaftet oder in Strafhaft gehalten oder 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterſuchung gezogen 
werden. Ausgenommen iſt allein die Verhaftung eines Mitgliedes, welches 
bei Ausübung der That ergriffen wird; doch iſt in dieſem Falle ohne Verzug 
dem Reichstag Kenntniß zu geben und feine Genehmigung einzuholen.“ 

a „ Frhr. Schenk v. Stauffenberg: Nachdem das Haus durch 
ſeinen ſoeben erfolgten Beſchluß die Verweiſung der Vorlage an die Juſtiz⸗ 
commiſſion, von welcher ich und meine politiſchen Freunde die einzig zweck⸗ 
mäßige und friedliche Löſung der borliegenden Frage erwarteten, abgelehnt 
hat, werden wir uns der Abitimmung enthalten. Me 

Abg. Reichenſ ve 5. er (Crefeld): Der augenblickliche Streit ſpitzt ſich zu 
der Frage zu, ob dem Reichstage eine We n zuerkannt werden joll, welche 
in Deutſchland jeder Juſtizminiſter hat, ob ihm die discretionäre Gewalt an⸗ 
vertraut werden ſoll, | b 
wird Niemand befizeiten, daß dem Juſtizminiſter eine ſolche Befugniß zuſtebt, 
und wenn der Reichstag ſich diefelbe nicht zuerkennt, fo ſtellt er ſich damit 
kein gutes Zeugniß aus. Eine Anführung von auswärtigen Verfaſſungs⸗ 
paragraphen war hierzu nicht nöthig, ſondern Sie müſſen die Frage, ob wir 
dieſe a für uns in Anſpruch nehmen, einfach bejahen oder berneinen. 

Abg. Bebel: Ich will zur Begründung des letzten Abſatzes unſeres An: 
* nur anführen, daß er der Eventualität vorbeugen ſoll, daß, wenn 
3. B. ein Abgeordneter bei einer Rede in einer Verſammlung verhaftet wird, 
der Reichstag ihn nicht reclamiren könne. Dem Herrn Bundescommiſſar 
will ich entgegnen, daß ich nicht von der franzöfiihen Verfaſſung von 1791 
(Stimmen: Sie ſind nicht gemeint), ich wollte nur bemerken, daß ich von 
der Berfaßung des Jahres 1848 geſprochen habe. . 

Abg. Becker (Oldenburg): Ich möchte den Worten meines Freundes 
Lasker, dem ich vollſtändig beiſtimme, noch ein Beiſpiel hinzufügen, warum 
ich den Antrag Hoffmann in der Juſtizcommiſſion wohl für verbeſſerungs⸗ 
fähig halte, aber nicht für annehmbar in dem Umſange, wie er heute lautet. 
Ich würde ihm in gewiſſen Grenzen gern Rechnung tragen, aber die Grenzen, 
von denen der Abg. Windthorſt behauptet, daß He in dieſem Antrag ſchon 
geſteckt ſeien, find mir zu weit geftedt. Es giebt nur zwei Verbrechen im 
Strafgeſetzbuch, welche abſelut Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte her: 
beiführen, daß alſo ein wegen ihrer Verurtheilter unmöglich im Reichstag 
ſitzen kann: das iſt Meineid und Kuppelei, die mit Zuchthaus beſtraft wer⸗ 
den; alle anderen Verbrecher können unter Umſtänden zur höchſten Strafe 
verurtheilt werden und dennoch im Reichstage Platz nehmen; alſo auch der 
Mörder, der in leidenſchaftlicher Aufregung die That begeht, der politiſche 


erathung des Antrages Hoffmann ein, für welche 


eine Strafhaft vorübergehend zu ge CB 


Mörber, der gewählt iſt, wird nach dem Antrag Hoffmann, felbft, wenn er 
aus dem Gefängniß entſprungen iſt, im Reichstage ſeinen Platz nehmen, 
dis dieſer feine Genehmigung zur Verhaftung ertbeilt. Ich will neben dem 
Mörder nicht ſitzen und deshalb ſtimme ich gegen den Antrag Hoffmann. 
(Heiterkeit. Beifall rechts.) 

Abgeordneter Träger: Wir waren gegen die Ueberweiſung der Vor⸗ 
lage an die Juſtizcommilſion, weil es uns nothwendig erſchien, das Schickſal 
dieſes Antrages im Hauſe möglichſt bald entſchieden zu ſehen. Wir glaubten, 
daß nach früheren Vorgängen das Haus ihn in der vorliegenden Faſſung 
annehmen werde. Im Princip wird ſich Jeder klar darüber ſein, welche 
Stellung er der Vorlage gegenüber einnehmen fol, es handelt ſich nur 
darum, welchen Standpunkt die verbündeten Regierungen ihm gegenüber 
einnehmen werden, und der wird wahrſcheinlich derſelbe ſein vor und nach 
der Berathung in der Juſtizcommiſſion. Ich erkläre ausdrücklich, daß für 
uns nicht ſo ſehr eine juriſtiſch⸗techniſche Auseinanderſetzung, als hauptſäch⸗ 
lich der politiſche Geſichtspunkt maßgebend iſt. Ich ſtimme mit dem Abge⸗ 
ordneten Lasker darin überein, daß die Frage den politiſchen Gegenſätzen 
entrückt iſt und daß alle Parteien über dieſelbe übereinſtimmen können und 
müſſen. Es bandelt ſich nicht um ein Privileg für einzelne Abgeordnete, 
ſondern um ein Recht des Reichstages, das noch anderen Yactoren des 
Staatsorganismus zuſteht. Die Joie iſt die: Soll der Reichstag Herr im 
eigenen Haufe fein, oder ſoll der Polizeibeamte, der Gerichtsdiener, der Exe⸗ 
cutor bei ihm eintreten und ſeine Mitglieder for tführen dürfen, ohne daß er 
vorher darüber entscheiden darf, ob er ihn bei ſich einlaſſen will. Wenn das 
Hausrecht im Allgemeinen ſich beſonderen Schutzes erfreute, warum nicht 
auch das der doöchſten Körperſchaft im Reiche? Warum ſoll dem Reichs⸗ 
tage nicht im einzelnen Falle daſſelbe Recht zuſtehen, wie dem Juſtizminiſter. 
Er wird in jedem einzelnen Falle die Frage zu eniſcheiden haben: iſt der 
Main unwürdig, in unſerer Mitte zu fein? 

Der Abg. Beſeler fürchtet zwar, daß der Reichstag auch die Unterbrechung 
der Strafbollitredung für gemeine Verbrechen verlangen würde, ich fürdte 
das nicht, ich glaube pielmehr, daß es beſſer ſein wird, wenn jeder That⸗ 
beſtand eines Verbrechens, von deſſen Strafe ein Mitglied zeitweilig befreit 
werden ſoll, hier zur Erörterung kommt. Das einzige mögliche Bedenken 
wäre, daß man dem Reichstage nicht das genügende Unterſcheidungsvermögen 
zutraut, um in einem gegebenen Falle zwiſchen Würdigen und Unwürdigen 
zu unterſcheiden. Das ſchien der Abg. Lasker anzudeuten, als er beantragte, 
durch die Juſtiz Commiſſion die geeigneten Diſtinclionen in den Kategorien 
der Verbrechen feſtſtellen zu laſſen. Wenn das der Fall ift, dann iſt der 
gegenwärtige Zuſtand noch erträglicher, als eine ſolche Diſtinction, durch 
welche die Entſcheidungen des Reichstages beſchränkt werden. Der öſter⸗ 
reichiſche Reichstag hat einſtimmig die Genehmigung zur Verhaftung eines 
ſeiner Mitglieder gegeben, welches wegen eines gemeinen Verbrechens vers 
urtheilt war, der deutſche Reichstag würde vorkommenden Falles daſſelbe 
thun. Wenn erſt die Parlamente nur aus gemeinen Verbrechern beſtehen 
werden, dann werden wir allerdings andere Geſetze nöthig haben. Unſer 
Antrag hat auch das Bedürfniß der Dringlichkeit. Ich las neulich einen 
Artikel in der „Provinzial⸗Correſpondenz“, wonach die Regierungen noth⸗ 
wendiger Weiſe deim Volke agitiren mußten gegen einige vom Reichstage 
den Intentionen der Regierungen zuwiderlaufende gefaßte Beſchlüſſe; in 
äonliche Lage könnten auch wir kommen, und da müſſen wir in unſerer 
perſönlichen Sicherheit geſchützt ſein. Für die Majorität iſt die Angelegen⸗ 
heit allerdings nur ein Dogma, aber es könnte eine Zeit kommen, wo ein 
ſolches Geſetz auch für Sie praktiſches Bedürfniß wird. 

Wenn auch die elektriſche Kraft, welche in der Stimmung des Hauſes 
bei Annahme der Refolution Hoverbeck waltete, nachgelaſſen zu haben ſcheint 
ſo werden wir doch dieſen Antrag hoch halten und We verſuchen, 
denn wir ſind es dem Volke ſchuldig, und dem Andenken des Mannes, 
deſſen Verluſt wir fo tief und ſchmerzlich beklagen, dem Andenken Hoverbecks. 
Wenn er abgelehnt werden wird, werden wir ihn unter die Jnventarienſtücke 
unſerer Partei aufnehmen (Heiterkeit) und ihn alljährlich wiederholen, nicht 
um zu demonſtriren, ſondern um einen großen Zweck zu erreichen. 

Der Antrag Bebel wird mit ſehr großer Majorität abgelehnt; für ihn 
ſtimmen außer den wenigen Paxteigenoſſen Bebel's auch einige Mitglieder 
der Fortſchrüttspartei, wie Dr. Banks. Darauf wird in namentlicher 
Abſtimmung, die von verſchiedenen Seiten verlangt wird, der Antrag 
Hoffmann mit 142 gegen 127 Stimmen abgelehnt. 18 Mitglieder ent⸗ 
halten ſich der Abſtimmung, wie es die Erklärung Schenck v. Stauffenberg's 
in Ausſicht ſtellte, darunter Lasker, Berger u. A. Präſident v. Forckenbeck 
ſtimmt für, Bamberger gegen den Antrag. Der bei weitem größte Theil 
5 1 die ſich an der Abſtimmung betheiligen, ſüümmt gegen 

en Antrag. — — 

Der Präſident ſchlägt um 4 Uhr mit Rückſicht auf die geſammte Ge⸗ 
ſchäftslage des Hauſes vor, die Sitzung bis 7% Uhr Abends zu verlagen, 
wogegen Windthorſt verſchiedene Gründe geltend macht, unter Anderen 
die Rücksicht auf den wichtigen Etät der Reichslande, der ſchon im vorigen 
Jahre einmal in einer Abendſitzung verhandelt wurde. Das Haus tritt dem 
Vorſchlage feines Präſidenten bei, der noch immer die Hoffnung nicht aufe 
geben, wenigſtens den Verſuch machen will, mit Hilfe von Abendſitzungen 
die Geſchafte des Reichstages bis en zu erledigen. 

Abend ⸗Sitzung. 

Der Reichstag begann die zweite Leſung des elſaß⸗lothringiſchen Landes⸗ 
baushalts, genehmigte die etatiſirten Einnahmen und Ausgaben und die 
Forſtverwaltung nach unweſentlicher Debatte, ebenſo die Einnahmen aus den 
directen Steuern (mit 10,422,400 Mark veranſchlagt), desgleichen die fort» 
dauernden Ausgaben bei den directen Steuern mit den dazu gehörigen Reſo⸗ 
lutionen. Ober⸗Präſident von Möller trat für die von Winterer und Windt⸗ 
horſt angefochtenen Poſilionen für die Kaſſen⸗Controleure und für die Re⸗ 
munerirung der mit der Verwaltung der Gemeindekaſſen nebenamtlich bes 
trauten Steuerempfänger ein. Schluß der Sitzung 10% Uhr. Fortſetzung 
morgen. 


Außerordentliche Generalſynode. 
13. Sitzung vom 9. December. 

„Präſident Graf Otto zu Stolberg eröffnet die heutige Sitzung um 1 Uhr 
mit geſchäftlichen Mittheilungen. Am Regierungstiihe: Präſident Dr. Her⸗ 
mann, Miniſterial⸗Director Dr. Förſter, Oberconſiſtorialrath Dr. Her⸗ 
Gaps Eingangsgebet ſpricht General⸗ Superintendent Dr. Möller 

agdeburg). g 

Die Debatte über den Generalſynodalordnungs⸗Entwurf wird bei dem 
3. Abſchnitte, welcher von den Verſammlungen der Generalſynode 
handelt, wieder aufgenommen. 

$ 21 lautet: „Die Generalſynode tritt auf Berufung des Königs und 
zwar alle ſechs Jahre zu ordentlicher Verſammlung zuſammen. Zu außer⸗ 
ordentlicher Verſammlung kann fie nach Anhörung des Synodal⸗Vorſtandes 
jederzeit berufen werden. — Dem Könige ſteht es zu, jederzeit die Verſammlung 
zu ſchließen oder zu vertagen. — Dieſer Paragraph wird ohne Debatte an⸗ 
genommen, ebenſo $ 21, welcher die Fürbitte für die verſammelte General⸗ 
ſynode beim offentlichen Gottesdienſt anordnet. ie } 

Bei $ 23, welcher die Function und Stellung des Königl. a 
bei der Synode ſeſtſtellt und die Wahrnehmung dieſer Function dem Prä⸗ 
ſidenten des evangeliſchen Oberkurchenrathes überträgt und im Uebrigen den 
analogen Vorſchriften für die Provinzialſynoden entipricht, erhebt ſich eine 
längere Debatte darüber, ob der Commiſſar befugt ſein ſoll, 8 An⸗ 
träge ſtellen. — An der Discuſſion über dieſe vom Stadtrath Tech ow 
bemängelte Beſtimmung betheiligen ſich außer dieſem die Herren Wunderlich, 
räfident Herrmann, Dr. Hermes, Pr. Schrader u. A. Der $ wird ſchließ⸗ 
lich unverändert angenommen. Auch $ 24, welcher beſtimmt, daß die Synode 
ihren Geſchaͤftsgang durch eigene Beſchlüſſe regelt und daß derſelbe provi⸗ 
ſoriſch durch den Evangeliſchen Oberkirchenrath geordnet wird, gelangt ohne 
Debatte zur Annahme. § 25 erhält uach unerheblicher Debatte folgende 
Baflung: „Der Präſes eröffnet die Synode, leitet ihre Verhandlungen und 
dandhabt ihre Ordnung. Die weitere Beſtimmung, daß die Stimme des 
Vorſitzenden bei Stimmengleichheit entſcheiden 5 wird abgelehnt, principiell 
aber ſchon hier anerkannt, daß der in politiſchen Verſammlungen gültige 
Abſtimmungsmodus acceptirt werden ſoll, wo bei Stimmengleichheit der 
7 . als abgelehnt gilt. , 

$ 26 betrifft die formellen Einleitungen der Geſchäfte, den Bericht des 
Synodalvorſtandes über ſeine Wirkſamkeit während der abgelaufenen Syno⸗ 
dalperiode und die Legitimation der Mitglieder. Die im Entwurf vorgeſchla⸗ 
genen Beſtimmungen entſprechen durchweg den analogen Vorſchriften bezüg⸗ 
lich der Propinzialſynoden in der Ordnung vom 10. September 1873. Nach 
längerer Debatte, an welcher ſich die HH. Hegel, Schulze (Elbei), Hof⸗ 
prediger Rogge (Potsdam), Urtel (Giebichenſtein), Profeſſor Cremer 
(Greifswald) und Präfident Dr. Hermann betbeiligen, erhält § 26 fol⸗ 
ende Faſſung: „Nachdem die Synode eröffnet iſt, berichtet der bisherige 
ynodalvorſtand über ſeine Wirkſamkeit und die Verhandlungen des Syno⸗ 
dalrathes während der verfloſſenen Synodalperiode und über die Verhand⸗ 
lungen der während derſelben Zeit abgehaltenen Provinzialſynoden, ſoweit 
ſie für die geſammte Landeskirche von Bedeutung ſind. Zu letzterem Zwecke 
find ihm die betreffenden Provinzialſynodalverhandlungen von dem Cvange⸗ 
liſchen Oberlirchenrath mitzutheilen. Er berichtet ferner über die Legitimation 


9 * * * 
der Synode er und leitel di 0 
ſammlung beſchließt über die Legitimation ihrer Mitglieder.“ 
8 27 führt auch für die Generalſynode das . Faſſung 
der Provinzial⸗Synodalordnung vom 10 September 1873 ein. : 
Die HH. Müller-Ahlemann und Gen. beantragen Namens der Weſt⸗ 
fäliſchen Provinzialſynode in das Gelsbniß auch die Treue zu den „Belennt: 
niſſen“ — j 
Paſtor Müller (Oberfiſchbach) vertritt dieſen Antrag mit großer Wärme. 
Die Aufnahme des Bekennmiſſes würde einen guten Ton geben und „unter 
dem Schall der Poſaunen werden wir zum Streite gerüſtet ſein“. (Schallen⸗ 
des Gelächter.) — Nachdem mehrere Redner dies Amendement bekämpft, 
conftatirt Superintendent Ueberſchar (Oels) mit Bedauern, daß, während 
der Vorredner in fo warmer Weiſe für das Bekenntniß eingetreten, ausge⸗ 
lacht worden ſei. Es ſei dies ein parlamentariſcher Vorgang, über den die 
Gemeinden richten würden. — Präſident Graf Otto zu Stolberg bemerkt 
dem gegenüber, daß über das parlamentariſche Benehmen der Synodalmitgl'eder 
in dieſem Hauſe nur ihm ein Urtheil zuſtede. Nachdem Hofprediger Dr Kögel 
(Berlin) noch conftatirt, daß das Gelächter ſich nicht auf die vom Bekennt ⸗ 
niß handelnde Rede, ſondern auf den gehobenen Ton des Redners bezogen 
babe, wird die Discuffion geſchloſſen und ſämmtliche Amendements abge: 
lehnt und 8 28 nach der Regierungevorlage angenommen. 

Auch $ 28, welcher einen Spnodalgottesdienſt und ein Gebet am Anfang 
und Schluß jeder Sitzung anordnet, wird mit einer redactionellen Aenderung 
genehmigt und damit die Fortſetzung der Debatte auf morgen 1 Uhr ver⸗ 
tagt. Schluß 4% Uhr. 
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Berlin, 9. Decbr. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat dem 
Superintendenten a. D Peterſon zu Bromberg, früher zu Graudenz, den 
Nolden Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Bürgermeiſter 
Reiff zu Vallendar im Kreiſe Coblenz den Rothen Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe; ſowie dem Provinzial⸗Inſtituten⸗Kaſſendiener Balder zu Poſen und 
dem Provinzial⸗Cbauſſee⸗Aufſeber Anders zu Murowana⸗Goslin im Kreiſe 
Dbornid das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 

Se. Majeftät der König hat den bisherigen Bauinſpector Albrecht Bern⸗ 
hard Eitner in Landsberg a. W. zum Regierungs- und Baurath ernannt; 
ſowie der von der großen Ausſchuß⸗Verſammlung in Vereinigung mit dem 
Gemeinderathe zu Kaſſel getroffenen Wabl des bisberigen zweiten Bürger⸗ 
meiſters Julius Emil Weiſe daſelbſt zum Ober-Bürgermeifter der Stadt 
Kaſſel für eine zwölfjahrige Amtsdauer die Beſtätigung ertheilt. 

Dem königlichen Regierungs⸗ und Baurathe Ettner zu Landsberg g. W. 
iſt die Stelle eines ſolchen bei der königlichen Regierung in Minden verliehen 
worden — Der bisberige Baumeiſter Otto Wilhelm Junker in Rendsburg 


die Mahl des neuen Vorſtandes. Die. Ver⸗ 
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iſt zum königlichen Landbaumeiſter ernannt und demſelben die technische 
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Hilfsarbeiterſtelle bei der königlichen Landdroſtei zu Osnabrück verliehen 


worden. 

Berlin, 9. December. [Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König!] nahmen heute Vormittag die Vorträge des Kriegs⸗Miniſters, 
Generals der Infanterie von Kameke, ſowie des Generals von Albe ⸗ 
doll entgegen und begaben Sich mit Sr. Majeſtät dem Könige von 
Sachſen, Sr. Königl. Hoheit dem Großherzog von Mecklenburg Schwe⸗ 
rin, Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Georg von Sachſen und 
den Prinzen des Königlichen Hauſes Nachmittags 4 Uhr mittelſt Extra⸗ 
zuges vom Stettiner Bahnhofe aus zur Jagd nach Hubertusſtock. Im 
Gefolge Sr. Majeſtät befinden ſich der Hofmarſchall Graf Perponcher, 
der Flügel⸗Adjutant Major Graf Arnim und der Leibarzt, General: 
Arzt Dr. von Lauer. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin] war geſtern in 
der Kaiferin-Angufta-Stiftung und im Eliſabeth⸗Krankenhauſe anweſend. 

[Bei Ihren Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten] 
dem Kronprinzen und der Kronprinzeſſin fand geſtern Nachmittag um 
5 Uhr ein Diner von 38 Couverts ſtatt, zu welchem Bevollmächtigte 
zum Bundesrath, ſowie das Präſidium und Mitglieder des Deutſchen 
Reichstages mit Einladungen beehrt waren. — Abends 8 ½ Uhr hielt 
im Beiſein der Höͤchſten Herrſchaften Dr. Leitner einen Vortrag, zu 
welchem 29 Einladungen ergangen waren. (Reichs anz.) 

® Berlin, 9. December. [Die ultramontane Preſſe. — 
Der Kaiſer von Rußland. — Die „Kreuzzeitung“. — 
Der Miniſter des Innern.] Innerhalb der katholiſchen Preſſe 
treten neuerdings Differenzen auf in Betreff der Beziehungen der 
ultramontanen Agitation zu den Socialdemokraten. Während einzelne 
Organe bisher in dem Kampfe gegen die Staatsautorität ſich vielfach 
auch auf die ſocialdemokratiſche Bewegung ſtützten und namentlich 
ſocialdemokratiſche Schlagworte in ihre eigenen Artikel und Programme 
aufnahmen, tritt ſeit einiger Zeit die „Deutſche Reichs⸗Zeitung“ in 
Bonn mit einer gewiſſen Entſchiedenheit jeder ſolchen Verbindung als 
einem Abfall von der katholiſchen Ueberzeugung entgegen. Ihre Artikel 
ſind ausdrücklich gegen den Irrthum gerichtet, als dürften die Ultra⸗ 
montanen eine Stütze an der Socialdemokratie ſuchen oder finden. 
Vielleicht darf man aus der Zurückweisung dieſes Irrthums ſchließen, 
daß gerade in letzterer Zeit beſtlmmtere Anträge und Zumuthungen 
an die katholiſche Preſſe in dleſer Richtung geſtellt waren. — Der 
Kaiſer von Rußland hat ſich in dem Toaſt bei dem Georgfeſte über 
die Bedeutung und Feſtigkeit des Drei⸗Kaiſer⸗Bündniſſes wo möglich 
noch beſtimmter und emphatiſcher ausgeſprochen, als bei früheren 
gleichen Gelegenhetten. Auch hierdurch werden gewiſſe Beſtrebungen, 


dieſe Grundlage der geſammten auswärtigen Polllik als weniger feit 
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und ſicher, als in früheren Jahren darzuſtellen, wohl in authentischer 
Weiſe widerlegt. — Die Gerüchte von einem Wechſel in der Redaction 
der „Kreuzzeitung“ ſcheinen ſich für jetzt nicht zu beſtätigen. Dieſelben 
verdanken ihren Urſprung jedenfalls den vielfachen Beſprechungen 
und Verhandlungen, welche aus Anlaß der Anweſenheit einer großen 
Zahl von angeſehenen Conſervativen aus allen Landesthellen über 
die Stellung der Partei ſtattgefunden haben. Dabei ſcheint das 
Bewußtfein über die Nothwendigkeit einer Reorganiſation der 
Partei überwiegend zur Geltung zu kommen. Selbſtverſtäͤnd⸗ 
lich richten ſich die Erwägungen zugleich auf dle Haltung 
der Zeitung, welche bisher als Hauptorgan der Partei gilt. Daß 
die Erwägungen und Verhandlungen ſchon zu irgend welchen 
poſttiven Ergebniſſen geführt haben, iſt zu bezweifeln. — Der Minifter 
des Innern hat den 13. Jahrestag ſeiner Berufung ins Staats⸗ 
Miniſtertum auch diesmal im Kreiſe ſämmtlicher Staatsminiſter mit 
einem Diner begangen. 

[S. M. S. „Ariadne “] ! 
See gegangen und am 12. deſſ. Mis. 
getroffen. An Bord Alles wohl. 

Thorn, 8. December. [(S trompolizei.] Man ſchreibt der 
„N.⸗Z.“ von bier: Das kaiſerlich deutſche General⸗Conſulat zu War⸗ 
ſchau hat dem Landrathsamte die officielle Mittheilung zugehen laſſen, 
daß der Chef der Warſchauer Land: und Waſſer⸗Communſcations⸗ 
Verwaltung ſich entſchloſſen hat, nach dem günftigen Ausfall eines in 
dieſem Jahre auf einer kleinen Strecke der Weichſel gemachten Ber: 
ſuchs, eine geordnete Strompolizei für die Weichſel, beſtehend aus 
Schifffahrts⸗Inſpectoren, Lootsmännern und Wärtern, einzuführen 
und die neue Einrichtung mit Beginn der Schifffahrt im künftigen 
Jahre für die ganze Weichſel im Königreich Polen ins Leben treten 
zu laſſen. Das Stromgebiet iſt in fünf Diſtanzen gethellt; der Chef 
der erſten Diſtanz wird in Sandomtr, der der zweiten in Neu: 
Alexandria (Polniſch⸗Palawy), der der dritten in Warſchau ſelbſt, der 
der vierten in Plock und der der fünften in Wloclawec feinen Sitz 
haben. Das betheiligte Publikum, ſpectell die Schiffer und Floͤßer, 
werden ſich in allen Schifffahrtsangelegenheiten an dieſe Diſtanzchefs 
zu wenden haben, die Maßregel ſelbſt aber mit großer Freude be⸗ 
grüßen, da ſelt Jahren über den ſchwerfälligen Gang der ruſſiſchen 
Behörden in dieſen Sachen geklagt worden iſt. 

Greiz, 8. December. [In den bekannten Preßproceſſen! 


ſt am 9. October c. von Chefoo in 
im Hafen von Shanghai ein⸗ 
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gegen den Redacleur der nationalliberalen „Grelzer Zeitung”, 
Dr. G. Neuenhahn, nach der Anklage begangen durch Beleidigung 
des fürſtlichen Conſiſtortums, der fürſtlichen Regierung und wegen 
zweifacher Majeſtätsbeleidigung, hatte der Staatsanwalt ein Jahr fünf 
Monate Gefängnig mit Ausſchluß der Umwandlung in Geldſtrafe 
beantragt. Das fürſtliche Kreisgericht glaubte in ſeinem Urtheil noch 
über dieſes Strafmaß hinausgehen zu müſſen und erkannte auf Ge⸗ 
fängnißſtrage von 1 Jahr 9 Monaten, ebenfalls mit Ausſchluß der 
Umwandlung in Geldſtrafe. Es iſt dies dieſelbe Angelegenheit, in der 
der fürſtliche Staatsanwalt zu Zeulenroda ſich dadurch einen Namen 
gemacht hat, daß er abſolut die Höhe der Auflage der „Greizer 
Zeitung‘ wiſſen wollte und deshalb das ganze bei der Herſtellung und 
Verbreitung einer Zeitung noͤthige Perfonal, vom Redacteur bis zum 
Zeitungsträger herab, verhören ließ; da jeder der Verhörten die Aus: 
fage verweigerte, wurde ſchließlich der Maſchinenmeiſter zu 30 Mark 
Geldſtrafe wegen verweigerter Zeugnißausſage verurtheilt mit der An⸗ 
drohung weiterer Strafen bei fortgeſetzter Weigerung. Auf erhobenen 
Recurs des Verurtheilten wurde dann die Strafe aufgehoben und die 
Eruirung der Auflage ſuspendirt. Gegenwärtig ſchwebt die Entſchei⸗ 
dung beim Appellationsgericht in Eiſenach. 

Regensburg, 8. December. [In der bekannten Ange: 
legenheit zwiſchen dem Cultus miniſter Dr. von Lutz und 
dem Biſchof Seneſtrey] von Regensburg thellt das Organ des 
letzteren, das „Regensburger Morgenblatt“ mit, daß Herr von Lutz 
vorher den Herrn Regierungspräſidenten von Feder in Anspach als 
Vertrauensperſon gewählt hatte, daß dieſer erſt annahm, nach ca. 14 
Tagen aber wieder ablehnte, ſo daß endlich General⸗Staatsanwalt, 
Herr v. Haubenſchmied, die Vermittelung übernahm. Die Zeugen⸗ 
vernehmung kann noch nicht beginnen, weil Herr v. Lutz immer noch 
nicht das Eine Decanat genannt hat, dem der kritiſche Auftrag des 
Biſchofs zugegangen ſein ſoll. 

München, 8. December. [Der König! bat kürzlich auf Schloß 
Hohenſchwangau die Spitzen der Füßener Behoͤrden empfangen. Bei 
einem ſolchen Anlaſſe hat er vor 3 Jahren denſelben Behörden wegen 
des Flaggens in neudeutſchen Farben die berühmte Standrede ge⸗ 
halten und das geflügelte Wort hierbei geſprochen: „Man kann nicht 
zugleich ein guter Baier und ein guter Preuße ſein.“ 


Frankreich. 

O Paris, 7. December, Abends. [Parlamentariſches.] 
Unter den Deputirten und in den Journalen iſt heute nur von dem 
Beſchluſſe der Gruppe Lavergne und dem vollſtändigen Mißlingen der Unter⸗ 
handlungen betreffs der Senatorenwahl die Rede. Der Due d'Audiffret⸗ 
Pasquier, fo erzählt man, hat ſich gegen feine Freunde entſchieden 
migbilligend über das excluſive Verhalten der Conſervativen, welche 
den Republikanern nur 15 Seſſel im Senat gewähren wollen, aus⸗ 
geſprochen. Im „Temps“ lieſt man: Die Wahl der 75 Senatoren 
iſt wirklich danach angethan, die conſervatioe Partei in Frankreich 
völlig um den Credit zu bringen. Wenn die Conſervativen, nachdem 
ſie die jetzige Regierungsform durch feindliche Voten legaliſirt haben, 
gegenwärtig nur noch darauf ausgehen, die Kammern mit notoriſchen 
Feinden dieſer Reglerungsferm zu füllen, kann man fie da noch Con⸗ 
ſervative nennen? Die Wahlabſtimmung vom Donnerstag kündet ſich 
als das Meiſterwerk parlamentariſcher Confuſion an. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 10. December. Angekommen: Ihre Königl. Hobeit Frau 
Herzogin von Würtemberg n. Gef. a. Carlsruhe. Se. Durchlaucht Herzog 
v. Dino, Graf v. Talleyrand⸗Perigord a. Güntersdorf. Gräfin v. Bran⸗ 
den burg, Hofdame Ihrer Majeſtät der Kaiſerin, aus Berlin. (Fremdenbl.) 


d. Breslau, 9. Dec. 1 der Verbindungs⸗ 

ahn.] In der letzten Verſammlung unter Leitung des Vorſitzenden, Kauf⸗ 
mann Wienan;, wurde zunächſt über eingegangene Geſchenke für die am 
17. d. M. ſtattfindende Weihngchtsbeſcheerung für arme Kinder des Bezirks 
Bericht erſtattet. — Maurermeiſter Bock beantragte, bei der Stadtbaudepu⸗ 
tation anzufragen, in welcher Weiſe die Pflaſterung der Neudorf, Lohe⸗ und 
Brunnenſtraße pro 1876 in Ausſicht genommen und zu welcher Zeit die 
Ausführung erfolgen fol. Der Antrag fand Annahme. Ein zweiter Ans 
trag ging dahin, das Polizei⸗Präſidium zu erſuchen, bei künftiger Bau⸗ 
abnahme nicht wieder Trottoire zu dulden, wie ſie ſich er Nachtheil des 
paſſirenden Publikums vor den Häuſern Nachodſtraße 1, Sedanſtraße 23, 25 
und 29 befinden und deren Beſeitigung im öffentlichen Verkehrsintereſſe 
Een geboten erſcheint. Auch dieſer Antrag wurde angenommen, 
ebenſo der vom Secretär Geisler geſtellte, das Polizei⸗Präſidium zu er⸗ 
ſuchen, die Direction der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und den Beſitzer des 
Grundſtücks Neudorfſtraße 14 und 16 zu veranlaſſen, den Bürgerſteig in 
paſſirbarem Zuſtande zu erhalten, reſp. den noch in der Fluchtlinie liegenden 
Theil dieſes Grundſtücks zu beſeitigen, ferner die Direction der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbabn zu zwingen, die Fußpaſſage unter der Verbindungsbahn in brauch: 
baren Zuftand durch Belegen mit Trottoirplaiten zu bringen. 


(Notizen aus der Provinz.) „Liegnitz. Die diesjährige Volkszäh⸗ 
lung hat für Liegnitz eine Geſammteinwohnerzahl ergeben von 31,118, gegen 
die letzte Volkszählung vom 1. December 1871 mit 23,433, alſo ein Mehr 
von 7685. Rechnet man hiervon ab die durch Incommunaliſirung von 
Karthaus, Dornbuſch, Töpferberg und Schwarzvorwerk und Grünthal nach 
der Zählung von 1871 gewonnenen 4344, ſo ergiebt ſich immer noch ein 
Mehr von 3341 Seelen. g ne ; 

+ Kattowitz. Die „Wahrheit“ berichtet; Sowohl bier wie an vielen 
anderen Orten des „gut katholiſchen“ Oberſchleſiens hat die letzthin vorge⸗ 
nommene Volkszählung theilweiſe heitere, theilweiſe aber auch traurige 
Scenen verurſacht. In den Vororten von Kattowitz wollten Arbeiterfrauen, 
namentlich Schweſtern des Roſenkranzes“, ſich nicht zum Judenthum ein⸗ 
ſchreiben laffen, wenn zufällig der Zähler der jüdiſchen Confeſſion angehörte. 
Da fie buchſtäblich zur Thüre binausgeworfen wurden, ſo ſahen ſie ſich ge» 
nöthigt, die Polizei hilfe in Anſpruch zu nehmen. Es zeigt dies übrigens auf 
einen ſehr binfälligen Glauben der „Gut⸗Katholiſchen“ hin, wenn ſie in den 
gleichgiltigſten Sachen eine Gefahr für ihren Glauben riechen. Beſäßen fie 
einen aufrichtigen, überzeugungstreuen Glauben, dann würden fie von 
keiner Seite her eine Gefahr für ihren Glauben befürchten, da doch Niemand 
im Stande iſt, mir den Glauben mit Gewalt aus dem Herzen zu reißen. 


Berlin, 9. December. Der heutigen Börſe fehlte es Fee an jeglicher 
Anregung, nichtsdeſtoweniger kann aber die Tendenz des Geſchäftsverkehrs 
feſt genannt werden. Nicht nur hatten die Umſätze etwas erweiterte Dimen⸗ 
ſionen angenommen, ſondern es zeigte ſich doch auch bin und wieder einige 
Kaufluſt. Die Contremine ſchränkte die Abgaben ein und die Courſe konnten 
ſich, ungeachtet des etwas tbeurern Geldes für Disconten, fait allgemein 
etwas beben. Beſonders it zu erwähnen, daß in den Kohlenbergwerksactien 
ein ziemlich reger Verkehr ſtattgefunden hat. Die internationalen Specu⸗ 
ging iere, welche unter einer Coursſteigerung eröffnet, erweiterten auch 
im 
courſe. In der zweiten Börſenſtunde ermattete die Haltung etwas; fpäter 
zwar gegen den Schluß bin wurde die anfängliche Feſtigkeit wieder ge⸗ 
wonnen. Obgleich hierbei ſich auch die Notirungen entſprechend beſſerten, 
jo vermochten fie doch nicht den böchſten Stand wieder vollſtändig zu 
erreichen. Oeſterreichiſche Nebenbahnen blieben unbelebt. Galizier zogen 
im Courſe an. Von den localen Speculations⸗Papieren waren be⸗ 
ſonders Disconto⸗Commandit⸗Antheile feſt und bewegten ſich dieſelben fort: 
dauernd in ſteigender Nee Dortmunder Union war ſehr ſtill. Dis⸗ 
conto⸗Commandit 133,25, ult. 132 134 — 133. Dortmunder Union 12,10, 
ult. — Laurahütte 68,60, ult. 677 —69% —68%. Für auswärtige Staats⸗ 
anleihen war die Stimmung Anfangs recht feſt, ſpäter ermattete jedoch die⸗ 
ſelbe; nichtsdeſtoweniger aber ſchließen die heutigen Courſe gegen die geſtrigen 
mit Avancen. Oeſterr. Renten feſt und al Loospapiere, Italiener ziem⸗ 
lich lebhaft, Türken eher vernachläſſigt, Ruf. Werthe ſehr ftill und unver⸗ 
ändert. Preußiſche Fonds mäßig belebt, Conſols höher; don anderen Staats⸗ 
pavieren zeichneten ſich Loospapiere durch Feſtigkeit aus. Auch Eiſenbahn⸗ 
Prioritäten erwieſen ſich als feſt, blieben aber ſahr ſtill. Preußiſche Priori⸗ 
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Verlauf des Geſchäftes die Differenz gegen die geſtrigen Schluß⸗ 


täten gingen mäßig um, Defterr. blieben aber ſaſt geſchäftslos. Ruſſ. ließen 
eher etwas nach, Ku 

bahnactienmarkte blieb der Verkehr ſehr klein, im Allgemeinen berrichte aber 
auch hier eine recht feſte Haltung. Die ſchweren Bahndepiſen ſetzten fait ſaͤmmt⸗ 
lich eine Coursſteigerung durch. Potsdamer und Anhalter recht belebt 
und gern gekauft, Oberſchleſiſche behauptet. Auch leichte Bahnaclien ent 
behrten nicht ganz des geſchaftlichen Lebens Nahebahn lebbaft, Rotterdamer, 
Tamines⸗Landen und Lüttich⸗Limburg rege, Weimar⸗Gera belebt. Markiſch⸗ 
Poſen St.⸗Prioritäten zu nicht unerheblich erhöhten Courſe in guter Frage. 
Bankactien verhielten ſich ſehr ſtill, trugen aber im Großen und Ganzen eine 
feſte Phyſiognomie. Induſtriepapiere nur zum Theil lebhafter. Saline Sal⸗ 
zungen begehrt, Omnibus mäßig belebt, Roſtocker Zucker lebhaft und ſtei⸗ 
gend. Weſtend begehrt und Immobilien beſſer. Oberſchleſ. Eiſenbahnbedarf 
feſt. Louiſe und Centrum in ſehr regem Verkehr, Hibernia beſſer, ebenſo 
Victoria, König Wilhelm belebt, Wiſſener Prioritäten feſt, Arenberger 
wiederum ſehr bedeutend geſtiegeu, Bonifacius und Courl ſchwach, Säle. 
Kohlen matt und angeboten, Tarnowitzer und Cöln. Bergwerk niedriger, 
Pluto ſehr gedrückt. — Um 2% Uhr: Credit 358%, Lombarden 193, 
Franzoſen 525, Reichsbank 153%, Disconto⸗Commandit 133%, Dortmunder 
Union 12,10, Laurahütte 68%, Köln⸗Mindener 94%, Rheiniſche 112%, 
Bergiſche 78%, Rumänen 29% G. Tendenz: feſt. (Bank⸗ u. H⸗3.) 


Berlin, 8. Dechr. [Markt⸗ Bericht über Bergwerks⸗Producte 
und Metalle von Leopold Hadra.] Das Roheiſen⸗ und Metalgeihäft 
nabm in verfloſſener Woche einen ruhigen Verlauf Preiſe haben wenig 
Veränderung erfahren, Umſätze bleiben mäßig. — Kupfer rubig. In England 
Chili 80—81 Pfd. Sterl. Wallaro 91 Pfd. St. Urmeneta 92 Pfd. Sterl. 
Engliſches 88 Pfd. Sterl. Hieſiger Preis für engliſche Marken Mark 
9192,50 pr. 50 Klgr. Mansfelder Raffinade Mk. 94,50 pr. 50 Kilogr. 
Caſſa ab Hütte. Detailpreiſe 3—4 Mt. höher. Bruchkupfer. Je nach 
Qualität Mt. 75—80 pr. 50 Kilogramm loco. — Zinn. Bancazinn in 
Holland 50 50 fl. Hier Mark 92—94. Straits in England 82 Pfd. 
St. 1 Lammzinn je nach Qualität Mark 90—91 pr. 50 Kilogr. 
Secunda Mk. 89 pr. 50 Kilogr. Im Einzelverkauf 1 hohere 
Preiſe. Bruchzinn Mk. 70 pr. 50 Kilogr. ink feſt. In Breslau 
W. H. von Gieſche s Erben Mark 24,75, geringere Marken M. 24— 24,50 
pr. 50 Kilogramm. In London 25 Pfd. 10 Sb. Hier am Platze erſtere 
Mt. 26—27, letztere Mt. 25,50 —26,00 pr. 50 Kigr. Im Detail verhälimiß⸗ 
mäßig hoher. Bruchzink Mk. 16,00 — 17,00 loco pr. 50 Kilogr. — Blei 
begehrt und feſt. Tarnowitzer ſowie von der Paulshütte, G. von Gieſche's 
Erben ab Hütte Mark 22— 22,50 pr. 50 Kilogr. Kaſſe. Loco hier Mk. 24,50 
bis 25. N und Sächſiſches Mk. 25—25,50. Spaniſches Rain u. Co. Mk. 
2727,50. St. Andres Mk. 2627. Detailpreiſe verhälmißmäßig höher. 
Bruchblei Ml. 19—19,50 pr. 50 Kilogr. — Roheiſen. Der Roheiſenmarkt 
behauptet ſeine feſte Stimmung. Warrants 62 Sh. 6 P. Langloan und 
Coltneß 74—78 Sh. f. a. B. Glasgow — namentlich beſte ſchottiſche 
Marken. Loco⸗Waare bleibt außerordentlich knapp, Zufuhren von Roh⸗ 
eiſen ſind ſehr gering und ſtellen ſich die Preiſe durch iheure Seefrachten 
und Aſſecuranze höher. Verſchiffungseiſen wird nur mit Eisklauſel vers 
kauft. Hieſige Lagerpreiſe für 1 und beſte ſchottiſche Marken M. 4,90 
bis 5,40 pr. 50 Kigr. Engliſch Roheiſen Mk. 3,90—4,20 pr. 50 Klgr. Ober⸗ 
ſchleſiſches Coaks⸗Roheiſen Mk. 3,30 —3,40 pr. 50 Klgr. Gießerei⸗Roheiſen 
M. 3,40 —3,70 pr. 50 Klgr. Graues Holzkohlen⸗Roheiſen M. 5,00, weißes Holz⸗ 
kohlen⸗Roheiſen Mk. 3,60—4,0 pr. 50 Kilogr. ab Hütte. Bruch⸗Eiſen. 

e nach Qual. mit M. 4,30 —4,60 pr. 50 Kilogr. — Stabeiſen. Gewalztes M. 
„50 pr. 50 Kilogramm ab Werk. Geſchmiedetes Mark —, —, pr. 50 
Kilogr. ab Werk. — Schmiedeeiſerne Träger Mk. 12,50 —17 loco pr. 50 
Kilogr. je nach Dimenſion. — Eiſenbahnſchienen. Zu Bauzwecken nach be⸗ 
ſtimmten Dimenſionen geſchlagene Mk. 6,50, zum Verwalzen Mk. 4,50—5 je 
nach Lage des Ablieferungsortes, jedoch find größere Partien nur zu weſent⸗ 
lich billigeren Preiſen zu placiren. — Kohlen und Coals. Engliſche 
Nuß⸗ und Schmiedekohlen nach Qualität werden hier bis Mk. 80, Coaks Mk. 
68—75 per 40 Hectoliter ap Schleſiſcher und weſtphäliſcher Schmelz⸗ 
Coaks Mk. 1,40—1,75 pr. 50 Kilogr. loco bier. 


[Markiſch⸗Poſener Eiſenbahn.] Nach dem letzten Monatsausweis 
der Märkiſch⸗Poſener Eiſendahn belaufen ſich die Geſammteinnahmen bis 
Ende November auf 2,753,000 M. Rechnet man bierzu noch die per Dechr. 
zu erwartende Einnahme mit ca. 260,000 M., jo erreicht die Jahreseinnabme 
die Summe von 3,013,000 M. und darüber (d. b. 300,000 M. mehr als im 
Vorjahre). Während im vorigen Jahre die Ausgaben ziemlich beträchtlicher 
Natur waren, iſt bereits in dieſem Jahre, ſoweit wir unterrichtet ſind, be⸗ 
deutend geſpart worden, und glaubt man in betreffenden Kreiſen, daß die 

Öbe der Ausgaben mehr als 50 pCt. der Einnahmen nicht betragen dürfte. 
demnach kämen 1 Millionen Mark nach Abzug von ca. 50,000 Thlr. für 
eine Million Prioritäten an die Beſitzer von Stammprioritäten zur Verthei⸗ 
lung, welche nach dem letzten Generalverſammlungs⸗Beſchluß ſchon von 
dieſem Jahre an ihre Dividende auf den laufenden Coupon beziehen. Da 
— Vertheilung von 4 Procent auf die geſammten Stammprioritäten nur 
70,000 M. gebören, jo würde noch die erhebliche Summe von 480,000 M. 
über die Dividende don 4 pCt. dinaus übrig bleiben, welche zu Rücklagen 
in den Erneuerungsfonds, zur Amortiſation u. ſ. w. benutzt werden können. 


[Ein neues engliſch-egyptiſches Geſchäft.] 
nicht einmal die 4 Millionen Pfund Sterling eincaſſirt, welche ihm England 
für feine Suezcanal-Actien zu zahlen bat, und ſchon bietet ſich ihm wieder 
eine Gelegenheit dar, zu einer großen Summe Geldes zu: kommen. Wie 
nämlich aus Kairo gemeldet wird, hat eine Geſellſchaft von engliſchen Ban⸗ 
quiers dem Khedive ein Anleben im Betrage von 11—12 Millionen Pfund 
Sterling zu 7 Procent per annum angeboten, damit derſelbe ſeine ſchwebende 
Schuld tilge. Als Garantien fordert dieſe Geſellſchaft die Eiſenbahn nach 
dem Sudan (dieſelbe erſtreckt ſich von der Stadt Damanhur in Unteregypten 
bis Siut in Oberegypten), dann die Salinen von Chaluf und die am Rothen 
Meere. Da beide Objecte für England einen großen Werth haben, fo ſollen 
die übrigen Bedingniſſe dieſes Anlehens jo günitig als möglich ausfallen. 


[Die Nübenzucker⸗Induſtrie.] Die diesjährige Rübenernte ift auf dem 
ganzen Continente, ſowohl in Bezug auf Quantität als Qualität eine durch⸗ 
weg gute. Während im Zoll 
1. September 1874 bis Ende Auguſt 1875 — 55,105,660 Zollcentaer Rüben 
verarbeitet wurden, ſchätzt man das Rübenquantum, welches in der laufenden 
Campagne zur Verarbeitung ge en wird, auf mindeſtens 74 Millionen 
Zollcentner, jo daß mithin unſere Nübenerate in ihrer Quantitat 33% pCt. 
reichlicher als die letztjährige ausfallen wird. Die Qualität der Rüben iſt 
durchſchnittlich eine gute, fo daß 12 Zollcentner Rüben zu einem Centner 
Robzucker mittlerer Qualität ausreichen werden. Hiernach würden aus den 
5 Verarbeitung kommenden Rüben 6,100,000 Zollceniner Robzucker mittterer 

nalität zefulticen, während in der Campagne 1874/75 5,011,589 Eir. Rob⸗ 
zucker mittlerer Qualität producirt wurden. 

Nach der Licht'ſchen Statiſtik betragen die Schätzungen der continentalen 
Rübenzuckerproduction 


1875,76 1874/75 
Deutſches Rei ---- +++ +++. + 6,100,000 Zoll⸗Ctr. gegen 5,011,589 Zoll ⸗Ctr. 
C 500,000 „ „ 8,017,540 „ 
eſterreich: Ungarn 400,00 „ „ 2,130, 5 
Rußland⸗ Polen. „O0, %0 ! „ „ 2.600,00 ę n „ 
EWR BT ER FE „000 „ „ 180 „ 
Holland und andere Länder 000 0, 


im Werthe geſunken. Wir müſſen alfo vorläufig, fo meinte Redner, mit 


usk⸗Kiew ging in großen Beträgen um. Auf dem Eiſen⸗ 


Der Khedive hat noch 


na des Deutſchen Reiches in der Zeit vom 


banger Erwartung der nächſten Zukunft entgegenſehen, und zwar um ſo 


mehr, als die Conſumtion der Production nicht gefolgt iſt. Denn während 
die Conſumtion im letzten Jahre im Deutſchen Reiche 5,537,277 Zollceutner 
betrug, wurden im Jahre vorher 5,979,546 Zollcentner conſumitt; die 
Conſumtion ift alſo der ſteigenden 
Liegt hierin ſchon ein Hauptmoment der Urſachen des 
muß auch in den Zeitverhältniſſen des Auslandes ein nicht unwichtiger Factor 
der Entwerthung bervorgehoben werden. Es iſt ein offenes Geheimniß, daß 


Production gegenüber „zurückgegangen. 
Preistückganges, ſo 


die öſterreichiſchen Fabriken kaum zwei Drittel der Rüben, die fie verarbeiten, 


verſteuern; Jedermann weiß, wie ſehr die deutſche Zuckerinduſtrie durch das 
Umgehungsverfahren der Franzoſen zur Erzielung einer ſicheren Ausfuhr⸗ 
prämie geſchädigt wird. Die Reichsregierung hal zwar Kenntniß davon, aber 
es liegt außer ihrer Macht, dem Uebelſtande abzuhelfen, weil die Sache eine 

anz interne Angelegenheit Frankreichs iſt. Dieſe Zollverhältniſſe erleichtern 


omit den Export viel mehr, als dies bei uns der Fall iſt; und da die Rüden⸗ 


ernte in jenen Staaten ebenfalls eine ſehr ergiebige iſt, jo haben unſere 
Fabriken nicht allein keine Ausſicht für Export, ſondern ſie leiden noch unter 
dem Drucke, daß nicht allein franzöſiſche und böhmiſche Raffinaden, ſondern 
auch Robzucker bei uns eingeführt wird. Uebrigens ſteht eine neue Conven⸗ 
tion zwiſchen Frankreich, England und Holland nahe bebor, die vielleicht die 
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Alͤgngerggten Uebelſtände beſeitigt. — Sind erſt einmal die üblen Folgen des Roggen in ruhiger Haltung, per 100 1 bis 15,25 bis 
ee N an ren r 
ne ee * Verſailles, 9. December, Abends. Die Natlonal Verſammlung weiße 10.001700 Marl. ai in 


genehmigte im Fortgange der Sitzung in erſter Leſung die Vorlagen Hafer ſchwach behauptet, per 100 Kilogr. 15,00 —16,20—18,20 Matt, 
über die Beſchlüſſe der Petersburger Telegraphenconferenz und über, feiniter über Notiz. 


Berliner Börse vom 9. December 1875. die Glaffificirung des Zuckers, nahm die Vorlage über den Freiwilligen: ar ftart 1 55 A 8 e 1 
ER rbſen mehr angeboten, per gr. 17— a 
Wechsel-Gourse. Eisenbahn-Stamm-Actien. dienft und die Berechtigung 110 an, (er Eintritt erſt Neujahr 1880 Bohnen vernahläifigt, 9 er 100 Kilogr. 14,50—15,50-—16,50 Mart. 
b 2 de Aube Nutze] 1873) 1074 fe „ „ nur für Diejenigen, welche ſchreiben und leſen können. Der Kriegs- Lupinen, nur billiger verkäuflich, per 100 Kilogr. gelbe 9,50 — 11,50 
London 1 Latr..|3M.]8 | 2022 5 ÜBergMärkische, | 33 4 | Bus b minifter beantragte das Geſez über die Heeresverwaltung von der Mark, blawı 9,50-11.00 Mark. 
— We 288 n ‚(6 j30B Dei Tagesordnung abzuſetzen, die Regierung wolle daſſelbe nicht zurück] Wicken vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 18- 19--20 Mart. 
Warschau . 8 1% 8 40 ba bern Habe % |o ja (42 d ziehen, aber zu drei Leſungen deſſelben fehle die Zeit. Das Erzebniß 8% 8 35 1 
de. do.....12 06 117720 ds Bar Dordbahf.: 8 8 . 820 der Senatorenwahl iſt noch unbekannt und wird ungeduldig erwartet. Bro 100 Kilogramm netto in Mark und Bf. 
Fonds- und Geld-Course Berlin Stern © „104 Mile 1 s 8 9 ip bes An lt Die f 90 7 angeſetzt geweſene Seer — * 7 = 1 5 22 25 
. 5.6 a Ä arade ift wegen der ſtarken e verſchoben worden. interrabs 50 
wee ee 25e b feilt. Peab. | 1% 4 80 Be B a Winterrübſen 22 — 1- 79 — 
Btaats-Schuldscheine. .|3 | 91.40 ba Cöm-Minden . 8% FR 4 | 95,20 bz (L. Hirſch telegraphiſches Bureau.) Sommerrübſen - ; 3 — 32 — 31 — 
e 1015 FFF 1 Berlin, 9. Aromen — ee ee are ge trotz vr bon re 27 — 26 — 25 — 
F 4% 10130 8 Dux-Bodenbach.B| H 0 498 bz abmud Paſcha aufgeſtellten Reformvorſchläge ibrerſeits die vom Grafen) Napskuchen feſter, pr. 50 Kilogr. 8,20—8,40 Mark. 
Panels 870 da Gal. Carl-Ludw.-B.| 8.67 8% 4 | 91,0 bs Andrafiy ausgearbeiteten Forderungen zur Kenntniß der Pforte zu bringen.“ Leinkuchen unverändert, vr. 50 Kilogr. 10,5011 Mart. 
Poseng cho. 4830 bz Halle, Sorau dub. 9 % 4 | 6,25 bs Die übrigen Mächte, welche den Vertrag von 1856 garantirten, follen aufs „ } 80 il 5 
Behlesische 3 8495 @ BamhovarAliens. 18, ie. 02] süs.ke 2 Dreilai ſchlie Kleeſamen ſchwach zugeführt, rother ſehr feſt, pr. ogr. 43—46 
Kur- u. Neumärk. 1 90,0 b |Kaschau-Oderberg| 6 ⁵5 4s 845 b gefordert werden, ſich dem Schritte der Dreikaiſermachte anzuſchließen. bis 49 50—51,50 Mart, weißer hoch gehalten, pr. 50 Kilogr. 51—59—67 
Pommersche 4 96,40 ba Kronpr. Rudolfb. 5 äł 5 | 55,90 bz bis 72—75 Mark, hochfeiner über Notu. 
Posens che 4 90.20 ba Ludwigsh.-Bexb, | 9 9 4 |181,50 6 1 » 3 32—3 
© (Preussische. . .. ..4 | 9660 % Märk-Posener. 10 |0 f | 1850 bıG Telegraphiſcht Courſe und Börſennachrichten. malte feiter, ar 50 a 4 Mark. 41 
Seckach. f 0 b Äardeb.teipnig.d fi f P50 d. (Aus Wolffs Telegr.Burcau.) 26.5027 50 Me 1. N * f in 28 5037.50 Blau 6: — den 24 75 25.75 
Asgeblaslsche :: . % | 9680 be do. it. h. 1 4 90 bs Frankfurt a. M., 9. December, Rahm. 2 Uhr 30 M. [Schluß courſe.] m 0 Mart, op ein 26,50 — 2 ar „ Hausba ar. 
Badische Präm-Anl, „4 [12070 b. Gadertal .! 1 f 2050 ben Londoner Wechſel 203, 40. Bariier Wechsel Bl, 00. Wiener Weoiel 178, 60. Mark. Roggen⸗Futtermehl 10.00 — 10,75 Mark. Weizenkleie 8—8,5—6 Mark. 
Sale Kind. Paetlenseh 34.116190 ua IOberschl. 4. C. 5. re Böhm. Westbahn 171. Cliſabeihbabn 150. Galiter 183 „ Southampton, 1. D i d. Llo 
d Prömiensch'34.110796 u Oberschl. A. C. P. 6.40 g abetbbahn 150% alizier 183. Franzoſen *) outhampton, ecember. Das Poſtdampfſchiff des Nord y 
Beer esse, RP an 0. B 43 12 3 13045 528 26176. Lombarden ) 97%. Nordweſthabn 124%. Silberrente 657. „Moſel“, Capt. H. A. F. Neynaber, welches am 20. Nodember von New. 
Kurh. 2 en 7 — 2 EM N 2. Be 4 Be 2 ng 1000 ie se 2. 18840 Dale l 1872 = *. . Dart abgegangen war, iſt heute 2 Uhr Nachmittags wohlbehalten hier anges 
rr 8350 beB den) 254, aner 183 er Looſe . er Looſe —. Creditactien?) kommen. 
en er S 5 14 f 161 0 g 178%. Bantalien 821, le Darmftäer Bant 118%. Berliner Yant-| Polten 3 December, Sant 0h gh ler Deveice ans Baltimore it 
er 9 175 bs verein 74%. Frankfurter Pechslerbank 7477. Oeſterr. deutſche Bank 857. das Poſtdampfſchiff des Nordd. Lloyd „Nürnberg“, Capt. A. Jäger, beute 
er — einitbeip. 9.6.0 Reichenbe 5 — 24 |, "50.80 1 Meininger Bank 83%. Heſſiſche Ludwigsbabn 956. Oberbeſſen 73%. Ungar. von dert direct nach Bremen in See gegangen. 

Napoleons 16,2) bz [Oest, Hun. 178.86 72 £heinische. ....... 9 |8” |4 "11325 ba Staatel. 171, 70. Ungar. Schaßanweiſungen alte 95%. dio. neue 94%.| Bremen, 5. December. Das Poſtdampfſchiff des Nord. Lloyd „Deutſch⸗ 
Elan  |#un. Bin. 260 »Tü.LieBcie rar f 1088 BE ner 8 le 8 Pt 3 eh in E. Bene, bat 5 die Paste diesjährige Reiſe via 
1 — — en 20600 53%. Köln: Mindener Looſe —. aieriſche Prämien » Anleihe —. | Southampton nach New⸗Nork mit Ladung und Paſſagieren angetreten. 

Certifleate. Schwei, Weatbaln 10 2 1 Nm Badiſche Prämien⸗Anleihe —. Badiſche Looſe —, — Braunſchweiger New Jork, 6. December. (Per transatlantiſchen Telegraph.) Das Poſt⸗ 
Hypotheker -C > ew 
Krupp’schePartial-Ubl.5 100,8 bz ee 78 = 15 101 ba —. — Feſt, aber wenig belebt. L dampfſchiff des Nordd. Lloyd „Amerika“, Capt. A. de Limon, welches am 
Dakb. Pf. d. Fr. Ab- k. 2% 9750 b Warschau Wien 11 “ 18 BE Nach Schluß der Börſe: Creditactien 178%, Franzoſen 261, Loms| 21. November von Bremen und am 23. November von Southampton abges 
ao = 518 520 a herein barden 97, Galizier 1860er Looſe Oeſterr.⸗deutſche Bank gangen war, iſt geſtern? Uhr Abends woblbebalten bier angekommen 9 
Deutsche Hyp.-B.Pfb. 4½% 95,75 ba 5 ’ 8 er Po ? er) „ Aer Abends woblbedalten ie 
"B0d..Cr. 4½ 100,00 G Reichsbank —. iet gi 
Kündbr, Cent. 055 e 8e ba Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. |" 3 Per medio reſp. per ultimo⸗ D [Die „Zeitſchriſt für — 2 Handel und Volkswirthſchaftliches 
do, rückzb. a 1105 106,00 b Berlin-Görlitzer .| 5 4 5 63 bz 17 9 f Ha b rgan des Oberſchleſiſchen erg⸗ und hüttenmänniſchen Vereins Ai 
do, do., do. 4½ 98,50 ba Berliner Nordbahn 6 |® ftr. 1,60 bz amburg, 9. December, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] MÖUFGER redigirt von Dr. Adolf Frantz zu Beuthen O.⸗S., enthält in Nr. 49 vom 
Unk. .d. Fr. Bd. rd. n | — Breslau Warschau] 0 % 6 | 2l’b2@ St. Pr. A. 118, Silberrente 65%, Grebit-Actien 178, Nordweſtbahn —, 4. December d J.: Bericht der Petitions⸗Commiſſi Reichstages 
do. III. Em. do, 3 102.5 6 Halle-Sorau-Gub. 0 % 5 | 16,90 bz 1860er Looſe 114%, Franzoſen 652, Lombarden 241, Ital. Rente 71, di Petiti „ J.: Bericht der Petitions⸗Commiſſion des Reichstages über 
Kündb.Hyp.Schuld.do.5 30 be. ÄHanuover-Altenb. |® % 6 | 2450 b20 h 33 6 5 II. Emiſſi ie Petitionen, betreffend die Eiſenzölle. — Oberſchleſiſcher berg⸗ und bütten⸗ 
Ba ae Far Vereinsbank 113 Laurapütte 68, Commerzbank 82%, »o. II. Emijfion N 5 a 
Ayp.-Antkl.Nord.-G. C. 1 6 109 ohlfurt-Kalkend. 5 2½ 5 | 39,50 dz hin g . männiſcher Verein: Schreiben des königlichen Dbegber amts, be reffend 
Pemm. Hyp.-Briefe . 5 103.50 6 Märkisch-Posener | @ 0 5 | 65 bı@ -, Norddeutſche 124 4, Provinzial⸗Disconto —, Anglo⸗deutſche 40%, 4 de. che miſche Unterſuchung der Steinkoblen Oberſchleſiens reiten des Ver⸗ 
do. o. II. Em. 5 100,50 ba Magdeb.-Halberst, | 3½ | 3% 3½ 53 bad neue 64%, Amerikaner de 1885 94, Köln: Mindener St.⸗A. 94%, Rheimiſche ,: 8: Borftandes H : f 1 2 
@oth. Präm.-Pf. I. Em. 5 100,30 pa F Gijenbaha do. 112%, Bergiſch⸗Märliſche do. 78%, Disconto 3% pl. — ens Haende an bie ft pr. Railer Ferdinands Rordbabn und Anwort 
do. do. U. Em. 5 02 80 ba Ostpr. Südbahn % |3% 3 | 66,75 bz 8 . 9 > 4 4 8 der Letzteren, betreffend Ermäßigung der Tarife für Koblenſendungen nach 
40, 5% Pf.rkrlbr,m.110 5, | 99.73 bz Pomm, Centralb. “ 0 |0 fr. 0,60 ba Internationale Bank 82%. Feſt. y 5 dem Oſter. — Erkenntniß des Reichs⸗Oberhandelsgerichts, betreffend Kauf 
20A do, do. me e gente OU. Bahn 6% | 6% |5 |107 br@ Hamburg, 9. December, Nachmittags. [Betreidemarkt.] Weizen loco n 8 5 Wm eee, 
Meininzer Präm.-Pidb. 4 101. 50 B Rumänier 8 8 5 | 8456 bs matt, auf Termine ruhig. Noggen loco fill, auf Termine ruhig. Weizen von Kuren abgetrennter Bergwerkstbeile. — Oberſchleſtens Kohlenabſaggebiet 
Oest. Silberplandbr. 5½ 5475 bs Saal- Bahn 5 |2% 5 | 20,508 R Bade: ou ann! ek, 45 und deſſen Erweiterung V. — Beuthen: Zum Verkehr oberſchleſiſcher Kohle. 
do. Hyp-Crä,Pfdbr.5 876 8 Weimar- Gera.. 6 |5 6 1 0 5 ei 201 we 2 eg rund pr. 8 Dan — Eifenbahntarif:Reform. — Oeſterreich⸗Ungarn: Handelsverträge; Schußz⸗ 
-Ur.-Ge, 18 . A * . 3 s x . 1 f 2 x ?: Ar 
Bonn baden 9. —5 (U — ͤ ——ẽ Klo 188 e 187 Go. Hafer fen. Gerſte Hau. j Rüböl matt, co 75%, . ar Salem er be ee we; und Hütten⸗ 
. 44! 92,75 b e 0 1 Blaue „ — 5 
ed bod- ge %, 419356 ab Bank-Papiere. en 77 200 Bio. 73%. ere zubig, pr. 1 un Same Honnsir’s Bupdel-Hobeifen. = Annalen des Heuſſcen Reichs — Penang 
ies, che 4 h Bas Allg.Dent.Hand.-G. — | 5 jur. 6 [Februar 36%, per April Mai „per In be han per Liter % 3%-| von Steinkohle. — Bericht über die Bergſchule zu Tarnowitz. — Anzeigen. 


Kaffee matt, geringer Umſatz. Petroleum behauptet, Standard while loco 
202 b2G il, 65 Br. Il, 60 Gd. per December 11, 69 Gd., per Januar-Marz 11, | Meteorologiſche Beobachtungen auf der Eönigl, Univerfitäts- 
96,90 ba 80 Gd. — Wetter: ſchön. 


ländische Fonds. ı 
8 29 bac Liverpool, 9. December, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) Sternwarte zu Breslau. 


Oest. Silberrente . 44 ½ 65,30 bzB 


rr e 94,25 bz Muthmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Stetig. Tagesimport 6000 Ballen,| December 9. 10. ij Nachm. 2 l. Abos. 10 el 
22. Let Al. 7. 60. % [1140 baG [Bresiäiakiernank | 87 | 0 Er davon 1000 Ballen ameritaniſche, 5000 Ballen egupiiiche. Luftdruck bei oo. 335½3 (% 4 
do. Creäit-Loose . 13450 ba@ ent. erb. | 4 2 Liverpool, 9. December, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) uftwärme — 5°1 | — 1105 —18˙3 
ER ee 6936 be Umſatz 14,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. Feſt. Dunſtdruck 104 0,59’ 7; 0 24 
, da. 180015 [181.75 bu Danziger Priv. Bk. 7%, | 6 115.25 6 Middl. Orleans 77%, middl. ameritaniihe 61%, fair Dhollerah 4, middl. Dunſtſättigungg 84 pt 89 pCt. 80 pCt. 
do. Bod.Ored,-Pfdbr. 15 385 ba — 8 10 10 120 2 8 —— Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerab 4, fair Wind NW. 1 N. 1 N. 1 
n Deuces Bam A 0 6 2 engal 4%, good fair Broach 5%, new fair Oomra 4 , good fair Oomra! Wetter wolkig. beiter. beiter. 


78.50 ba N fi n : 1 
Poln. Pfndbr. III. Em. 4 16235 da 5%, fair Madras * 5 fair ö pe fair Smyrna 6%, fair Egyptian 7%. 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
a 
4 
4 
4 
4 
a 
4 
— — fr, 
Poln. Liquid,-Pfandbr.|4 | €9,40 etbz do. Hyp.-B. Berlin] 5 |7% 44 b Antwerpen, 9. December, 4 Ubr 30 Minuten. [Getreibe⸗] Breslau, 10. Dec. [Waſſ erſtand.] O.⸗P. 4 M. 40 Em. U.⸗P. — Nl. — C. } 
Amerik. rück. p.18S1|6 1103,50 bz % fDeutsche Unionb.] 1 13° 16 | 7850 bc markt.] (Schlußbericht.) Weizen unverändert. Roggen ruhig, Odeſſa 17%. Eisftane. 
do. do. 18858 | 98,50 etbz@ JDisc.-Comm.-Anth.i4  ji2 4 |193,25 bı@ i j 3 ö 1 | esse . — — — 2 
5 9570 b Genossensch.-Buk.| 3 6 9250 6 Hafer ſtetig. Gerſte feſt, Donau 16%. ß Er 15 mL — ——— 
ee Eine : un . ep junge 2 4 98.50 @ Antwerpen, 9. December, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ [Militär-Wohenblatt.] Bariſch, Premier⸗Lieutenant vom Ober | 
nn Goch. Örunderedb, be [Markt] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 29 bez. u. Br., per ſchleſ. Feld⸗Artillerie Regiment Nr. 21, als Hauptmann mit Penſion nebſt 
e r December 28% bez., 29 Br., per Januar 29 Br., per Februar 28% Br.] Ausſicht auf Anſtellung im Civildienſt und der Armee Uniform, der Abs 
Raab-Grazer 100 Thlr. J. 7 es 11½% 4 114 6 A 
Rumänische Anleibe..8 110435 G. uHannov. Dank.. 195 16% 1 | 99,10 b Feſt. J cbied bewilligt. Grabe, Hberſt Lieutenant & la suite des Oftpreuß schen 
= Türkische Anleihe, 5 | 23,10 G do. Disc-Bank| 0 % 4 | 81’ etbeB Bremen, 9. Decbr., Nachmittags. Feed (Schlußbericht.) Stan: | Fuß:Art.-Negts. Nr. 1 und Art.⸗Oſſiz. vom Platz in Königsberg, in Geneh- 
3 Ung5%5t,Eisenb-Anl.6 | 78,40 ba D 0 5 } 3 8 dard white loco 11, 40, pr. Januar II, 40, per Februar 11, 40, pr. März |migung feines Abſchiedsgeſuches, mit Penſion und feiner bisherigen Uniform 
ee 16 Thlr-Looe — Leipz. Ored.-Anst.| 9% |9% 4 14 B 11, 30. Feſt. zur Diep. geſtellt. Trüſtedt, Major und Bats⸗Commdr. vom Oftpteuß. 
* i eee — Luxemburg. Bank 6½ |9 4 |107 bz@ 555 ö ſuß⸗Art⸗Regt. Nr. 1, in Genehmigung ſeines Abſchiedsgeſuches, als Oberſt⸗ 
Finnische 10 T Marten 4 K a 5 gur ; 2 
8. Türken-Loose 55,00 G ee de ke 5% f 121 Berlin, 9 December. [Productenbericht.]] Roggen wurde zu] Lieut. mit Penſion und feiner bisherigen Uniform zur Dispoſition geſtellt. 
8 ing .|5 4 4 | 8350 20 : > Bay i 
42 — Eisenbabn-Prioritäts-Aotien. jMoldauer Lde- Bk. 5 „ 4 | 40 unveränderten Preiſen nur ſehr wenig umgeſetzt auf Termine. Loco iſt der Nebel, Großherzogl. Heſſ. Major in Penſion, in den Verband der Preuß. 
; gene 5 0% c [Forda. Bank... 10% 10 1 12430 G Handel for tdauernd beſchränkt. — Roggenmehl ohne Aenderung. — Weizen Armee, und zwar als char. Major a. D. aufgenommen. Dr. Münter, 
en e 8500 0 ee 0% 9% 1 11080 0 etwas billiger verkauft, aber in recht ſchwachem Verkehr. — Hafer loco Aſſiſt.⸗Arzt 1. Kl. vom Schleſ. Ulanen Regt. Nr. 2, zum Stabs⸗ und Batz. 
Ihr 4% "do, VI 4 96,76 dB Ces. Grad. Aetlen 5% 67 158. ziemlich preishaltend, Termine unbeachtet. — Rübol ziemlich underändert, Arzt des 2. Bais. 3. Oberſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 62, Dr. Einhaus, Aſſiſt.⸗ 
6 do. Hess. Nordbahn 5 10.0 8 PosnerProv.-Bank| 13, | 6 4 | 92,40 B Umſatz ſchwach. — Spiritus leidlich feſt, Angebot zurückhaltend. Arzt 1. Kl. vom Weſtpreuß. Kür.⸗Regt. Nr. 5, zum Stabs⸗ und Bats.⸗Arzt 
5 Berlin-Görlita 5 101,50 @ = ſaz ſchwach v 8 ö A 
1. 1 17 — — Een am je Manas im. Weizen loco 175—220 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, des Füſ.⸗Bats. 4. Bad. Inf.⸗Regts. Prinz Wilhelm Nr. 112, befördert. Dr. 
1 do. Lit G. 4% — — Pr. Cent-Bod.-Crd. 9% |9% 4 118 bag weißer märkiſcher — M. ab Bahn bez., geringer gelber märkiſcher — M.] Lange, Aſſiſt.⸗ Arzt 2. Al. der Ref. vom 2. Bat. (Hirſchberg) 2. Niederſchleſ. 
. 10 u». Sächs.Bank. . , 12 ioc, 4 118 4% ba bez, weißbunter polniſcher — M. ab Bahn bez., ordinär gelb rumäniſcher Landw.⸗Regts. Nr. 47, Dr. Levy, Aſſiſt.⸗ Arzt 2. Kl. der If. vom 2. Bat. 
* I e n — M. ab Bahn bez, pr. November⸗December 201 M. bez., pr. Decem⸗ (Oppeln) 4. Oberſchleſ. Landw Regts. Nr. 63, Dr. Weiß, Ale 2. Kl. 
1 de, do, A| — — Schl. Vereinsbank 7 |5 4 | 89,0 B ber⸗Januar 201% M. bez., pr. Januar⸗Februar — M. bez., pr. April⸗ der Reſ. vom 2 Bat. (Hirſchberg) 2. Niederſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 47, 
do. do. 1% 5200 B Thüringer Rank. 8 |8 .i4 2 0 Mai 212—212% M. bez. — Gelündigt 1000 Cine. — Kündigungspreis Dr. Juliusburger, Afſiſt.⸗Arzt 2. Kl. der Reſ. vom Ref⸗Landw. Bat. 1. 
Br 2 de Far 2 Weimar, Bank. . - 15% 1 19 5 otbad 201% M. — 1 3 154 —169 M. pro 1000 Kilogr. na Dualitäs Breslau Nr. 33, zu Aſſiſt.⸗Aerzten 1. Kl. der Ref. befördert. ‚Dr. Mein⸗ 
don Minden III. Lit. | - — en gefordert, ruſſiſcher 156—158 M. bez., polniſcher 159-161 M. bez, inläns|bold, Aſſiſt⸗Arzt J. Kl., vom 1. Oberſchleſ. Inf ⸗Agt. Nr. 22 zum Weſt⸗ 
do. . . Lit B. 4% — — . Liquidation.) diſcher 162—168 M. ab Bahn bez., pr. November⸗December 156 M. bez., preuß. Kür.⸗Regt. Nr. 5 verſetzt. Dr. Poppo, Stabsarzt der Landw. vom 
8 2 e 6° ltr. | 87 @ pt. December-Jannar 156 M. dez, pr. Jannar⸗Februar 157—156% Hi. 2. Bat. (Oels) 3. Niederſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 50, der Abſchied bewilligt. 
Aale-Soran, gußen . .J6, | 9500 @ F bez., pr. Frühjahr 1876 157 M. bez, pr. Mai⸗Juni — M. bez. — Ge. Schumann, Hauptm. und Comp.⸗Chef in der See⸗Art.⸗Abtheilung, Graf 
nne FB m. J da kündigt 18,000 Cinr. Kündigungspreis 156 M. — Gerſte loco 134—183 Traun, Pr.⸗Lt. in derſelben Abtheilung, — Behufs Rucktritis zur Land⸗ 
c 
* Ja. HI. 86. 4 — — W c a ee na uali eford oſtpreußiſcher 7 ez. nm. Art Regt. Nr. 4, 5 : 
A che 150-173 I „di 7100 5455 . 1 1 ommericer N. ch Bain |Baubim. und Coum-Ühef mit feinem bisherigen Patent bei der See-Artill.- 
6 e A RE in Närschl. Cassenv) 6 % (fr. | 0,50 0 ei, mecklenburger zu eh: miſcher 2 2 
3 K 30 80 a — 8 5 8430 bat bez., ſächſiſcher 165—175 M. ab Bahn 97 abgelaufene Anmeldungen 
15 y 22 8.4.45 8 Pr. Oredit-Ansialt 8942 fr. 88 G 1577 * 62. e Fa . ele 108 4 M. Eine Anzahl eleganter ſeidener [8341] 
no 0 N Pr. Wechsler-Bnk. 8 — . e . s — M. . . 
. 2 hr 10040 d. Schi Centraibank| 2 12 Im] — _ Mr dig 200) Cine. Kündigungspreis 157% M. — Erbſen: 
1 0 2 3 2 
. de add e e. ochwaare 184—224 M., Futterwaare 175—183 M. — Weizenmehl pr. 16 6 7 übe zu Anſicht ausgeſtellt 
N b. von 186015 "1108,40 B 100 Kilo. Br. unverſteuert incl. Sad Nr. O: 27,50—26,25 M. bez., Nr. (0: iſt bis Abend hr zur gef. Anſi N} i 
| A489. N b 8 w 
% 4% "vom 1278. 4 | — — Industrie- a tg Mh wre ei N) Staub & CO 
FR do. von 1874. 4½ 96,90 B Berl.Eisenb.-Bd-A.| 6%, . 130 8 23,50 —22,25 M., Nr. O und 1: 21,50—19,50 M. — Roggenmehl Nr. 0 0 
BR 20. Cosefoderb.la®| 9196 48, Reiemseno.k| 8 11345 ma 2080 1 De 3 280 I: ‚ie je eh 
a dp. do. 6 102.76 0 Mark. Sch. Masch. G., 0 16 bas , „bez, pr. Januar: sebruar 2l, ez, pr. Februar Mär 
a a Mio [210,38 Ki, ve 2 b 0 m bar m de 20 Ser Mur echten Astrach. Caviar 
= a 3 ’ g 8 pr. Mai⸗Juni i „bez. — Gekündi r. igungsprei N 
$ 44 dent rb. 3% 7646 B Pr. Hyp.-Vors,-Act, 120% 128,75 0 20,80 M. — Delfaaten: Raps — M., Rapſen — M. nach Qualität bez. in ſchöner hellgrauer Waare — [1940] 
ee ne. [een Fenerrers IB @ — Rüböl per 100 Kilo loco ohne Faß 71 M. bez., mit Faß — M. bez., verſendet gegen Nachnahme das Brutto⸗Pfund mit 4, Mark 
er-B. 5 
— , ⅛ ᷣ ůUuüÜUüͤm: 00 kp, Gem AEDL de, ver ei armer ba innen 
ee ame, ee ner ben ge k ff 5e. a. ee lee 2 f be lh g c 
e "Bodenbach, . .. - 50.10 uchhammer. .. — Leinöl loco 58 M. bez. — Petroleum loco per ine ; zar. Ni 
e , e 1 fer ‚Dr: Senken gde gt . kp, br. i dr, , Die Ruſſiſche Caviar⸗Niederlage 
-Ludw.-Bahn. | chl. Eisenwerke ez r. Januar⸗Februar — A 7 0 2 — M. „ pr. 3 
1 —— 920 —ů 1 25 4 Apri Mai — M. bez. Abgelaufene Anmeldungen — M. 1 — Gelündigt von B. Persicaner in Myslowitz 
Ung. Nordostbahn.. . 5 | 62,30 bac Schl Zinkh.-Tellen] 8 80 0 — Etnr. Kündigungspreis — M. a 5 C N 
ut. Ontbahn. . 3 5860 br do. be 0 Ken Spiritus per 10,000 Liter loco „obne Faß“ 44,2 M. bez., „mit Faß“ verſendet neuen Prima A trachaner aviar 
Fee ee 15 K* M. 508. ab Speicher — M. bez, pr. November⸗December N mit 4 Mk. 50 Pf. das Brutto⸗Pfund. [8190] 
. do. 111.5 | 66,40 bed bez., pr. December⸗Januar 46,2—4 M. bez., pr. Januar⸗Februar 46,5— 
FETT ae, f ger mm Manson” DR ber, pr. Monde 4847-5 Mb 
x — . rbrauer, — — Fi 7 1 
25 0 25 . 5 3.78 r. Mai⸗Juni 48,8— ez, pr. Juni⸗Juli 49,9 —50 M. bez., pr. Juli⸗ ne 
— . e eee 
5 TEEN 3 31050 ds Sell. debe. 2 3080 van preis 46, R. —ä 85 8 antique 7 Gegen: dr mag en 
1 anne 3 2 10 abe Schl. Bissnb-B; * 2310 90 „ Breslau, 10. Dechr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die duft be n 88 — — Wer net end zubilgſen 
5 ehe W 2% 1 Ka een 5 2 Se 1 0 für Getreide ſehr ruhig, bei mäßigem Angebot und unveränder⸗ Altmann, Reue-Cchweipniberittabe N Erin . 2. dnnn Gesch 
* „ 2 . 1 Nu. 5 1 . „ 22 s . 
1 4% W. % 19376 b schl. Tuahfabrik .| 0 3 Weizen, beſſere Qualitäten mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher ge [ R 
* EFF N FR ne a weiter 17.00 bin 18.80.2000 Mart acer gelber 16,00 Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein 
* f elmshütteMA. 21,00 Mark, neuer weißer is 18,50— neuet gelber erantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. | 
* Lebe ee, , Tees % Anis 17,00 bis 19,50 Mart, feinfte Sorte über Roth bezahlt Drud von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslan. 
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